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Ländiicher Raum und Landwirtschaft 


Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat mit Schreiben vom 23. April 1986 
die Große Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 

Der ländliche Raum ist ein wesentlicher Schwer- 
punkt der raumordnerischen Bemühungen der 
Bundesregierung. Er hat wichtige Aufgaben für die 
Gesellschaft zu erfüllen: 

— Er ist Standort sowohl für die Land- und Forst- 
wirtschaft als auch für Gewerbe, Handel und 
Dienstleistungen. 

— Er ist Wohnstandort mit vergleichsweise hoher 
Umweltqualität. 

— Er ermöglicht eine landschaftsorientierte Frei- 
zeitgestaltung und Erholung der Bevölkerung. 

— Er hat wichtige ökologische Funktionen. 

Der ländliche Raum ist sehr vielgestaltig. Seine 
Teilregionen weisen unterschiedliche Entwick- 
lungsvoraussetzungen auf. Dies führt ohne politi- 
sches Handeln zu regionalen Ungleichgewichten. 
Ihr Abbau in den strukturschwachen Regionen ist 
weiterhin notwendig. 


Besonderes Augenmerk erfordern periphere ländli- 
che Regionen wegen häufig schlechter Erreichbar- 
keit, Marktferne, geringer Bevölkerungsdichte, 
Mangel an Arbeitsplätzen und teilweise unter- 
durchschnittlicher Infrastrukturausstattung. In vie- 
len dieser Problemregionen hat sich der Entwick- 
lungsrückstand — trotz zahlreicher einzelner posi- 
tiver Ergebnisse — in den letzten Jahren kaum ver- 
mindert. 

Weite Teile des Zonenrandgebietes sind ländlich ge- 
prägt. Auf Grund seiner Benachteiligung durch die 
Teilung Deutschlands bedarf es auch weiterhin 
einer bevorzugten Förderung. 

Die erfolgreiche Weiterentwicklung des ländlichen 
Raumes als eigenständiger Lebens- und Wirt- 
schaftsraum setzt ein koordiniertes Handeln aller 
Politikbereiche auf den verschiedenen Ebenen vor- 
aus. Die Bundesregierung leistet hierzu ihren Bei- 
trag. 

Landwirtschaft und ländlicher Raum sind eng mit- 
einander verbunden, wenn auch die Landwirtschaft 
in den einzelnen Regionen eine unterschiedliche 
Bedeutung hat. Mit ihrem Nachfragepotential 
stärkt sie die Wirtschaftskraft ländlicher Gebiete. 
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Damit trägt sie zur Sicherung außerlandwirtschaft- 
licher Arbeitsplätze sowie der ländlichen Infra- und 
Sozialstruktur bei; Politik für den bäuerlichen Be- 
trieb ist damit zugleich auch Politik für den gesam- 
ten ländlichen Raum. 

Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik unterstützen 
die Entwicklung ländlicher Regionen in besonderer 
Weise. Dies gilt vor allem für die peripheren ländli- 
chen Regionen. Hier ist es von entscheidender Be- 
deutung für die Verbesserung des Arbeitsplatzange- 
botes, im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ord- 
nung geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen, 
Standortnachteile auszugleichen und Investitionen 
zu unterstützen. 

Ein ausreichendes Angebot an außerlandwirt- 
schaftlichen Arbeitsplätzen schafft die Vorausset- 
zung für Einkommenskombinationen, verbessert 
dadurch die Situation vieler landwirtschaftlicher 
Betriebe und wirkt einer Abwanderung aus ländli- 
chen Regionen entgegen. Auch die neuen Technolo- 
gien eröffnen Chancen für die Entwicklung ländli- 
cher Regionen. 

Ein besonderer Schwerpunkt in der Politik der 
Bundesregierung ist der Schutz der Naturgüter Bo- 
den, Wasser und Luft sowie der Pflanzen- und Tier- 
welt. Dieser Schutz dient der nachhaltigen Siche- 
rung des ländlichen Raumes als Lebensraum für 
Menschen, Tiere und Pflanzen. Zugleich wird da- 
durch seine Erwerbs- und Erholungsfunktion gesi- 
chert. 

Die Hervorhebung einzelner Aufgaben bedeutet 
nicht, daß der ländliche Raum isoliert, z. B. nur als 
ökologischer Ausgleichsraum, gesehen werden darf. 
Die Bundesregierung setzt sich für die Verbesse- 
rung der Wirtschaftsstruktur und eine Infrastruk- 
turausstattung ein, die eine den übrigen Teilräu- 
men der Bundesrepublik Deutschland gleichwer- 
tige Entwicklung ermöglicht. 

Zu den einzelnen Fragen wird wie folgt Stellung 
genommen: 


1. Welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung 
dem ländlichen Raum zu? 

8. Welche Aufgaben hat der ländliche Raum für die 
Gesellschaft? 


Die besondere Bedeutung, die die Bundesregierung 
dem ländlichen Raum beimißt, wurde zuletzt durch 
die „Programmatischen Schwerpunkte der Raum- 
ordnung“ bekräftigt, die die Bundesregierung am 
30. Januar 1985 beschlossen hat. Darin wird zum 
Ausdruck gebracht, daß die Erhaltung und Steige- 
rung der Attraktivität des ländlichen Raumes 
raumordnungspolitische Priorität besitzt, d. h., auch 
in Zeiten schwieriger regionaler Entwicklungsbe- 
dingungen sind im ländlichen Raum gleichwertige 
Lebensbedingungen zu schaffen und zu erhalten. 

Der hohe politische Stellenwert, den der ländliche 
Raum hat, ergibt sich aus den besonderen Aufga- 
ben, die dieser für die Gesellschaft erfüllt. 


Der ländliche Raum 

— bietet für etwa die Hälfte der Bevölkerung auf 
einer Fläche von drei Vierteln des Bundesgebie- 
tes Wohnstandorte mit vergleichsweise hoher 
Umwelt- und Wohnqualität bei einem inzwi- 
schen häufig hohen Standard an sozialen und 
kulturellen Einrichtungen; 

— wird von der Land- und Forstwirtschaft weitge- 
hend geprägt. Sie bestimmt das Erscheinungs- 
bild der Landschaft und versorgt die Bevölke- 
rung und Wirtschaft mit qualitativ hochwertigen 
Agrarprodukten. Er ist in erheblichem Maße 
auch Standort für Gewerbe, Handel und Dienst- 
leistungen. In ihm wird insgesamt rd. ein Drittel 
des Sozialprodukts erarbeitet; 

— hat wichtige ökologische Funktionen, z. B. für 
die Gesunderhaltung des Bodens sowie die Re- 
generation von Luft und Wasser. Er ist darüber 
hinaus Lebensraum für Pflanzen und Tiere; 

— hat schließlich eine besondere Bedeutung für die 
landschaftsorientierte Freizeitgestaltung und 
Erholung der Bevölkerung. 

Die Hervorhebung einzelner wesentlicher Aufga- 
ben bedeutet nicht, daß ländliche Regionen isoliert, 
z. B. nur als ökologische Ausgleichsräume, gesehen 
werden dürfen. Ländliche Regionen müssen eine 
Wirtschaftsstruktur und Infrastrukturausstattung 
erhalten, die ihnen gegenüber den übrigen Teilräu- 
men eine gleichwertige Entwicklung ermöglicht Es 
ist davon auszugehen, daß die Bedeutung des ländli- 
chen Raumes für die Gesellschaft weiter wachsen 
wird, da infolge technischer Entwicklungen berufli- 
che Tätigkeiten zunehmend von Verdichtungsräu- 
men unabhängig werden und die Reduzierung der 
Arbeitszeit den Menschen allgemein mehr Freizeit 
bringt. 

Eine Politik für den ländlichen Raum muß berück- 
sichtigen, daß dieser Raum sehr vielgestaltig ist 
und seine Teilregionen sehr unterschiedliche Ent- 
wicklungsvoraussetzungen aufweisen, die durch 
Lage, natürliche und infrakstrukturelle Ausstat- 
tung, Bevölkerungsdichte und den Arbeitsmarkt be- 
stimmt werden. 

So werden in der Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen siedlungsstruktureller Gebietstypen die 
ländlichen Räume grundsätzlich unterschieden 
(siehe Karte) in 

— ländliches Umland in Regionen mit großen Ver- 
dichtungsräumen, 

— ländliche Regionen mit Verdichtungsansätzen, 

— ländlich geprägte, überwiegend periphere Re- 
gionen. 

In ländlichen Regionen am Rande von Verdich- 
tungsräumen sind die wirtschaftlichen Entwick- 
lungsaussichten oft sehr günstig. Allerdings erge- 
ben sich häufig Probleme durch den Siedlungs- 
druck, der sich nachteilig auf die notwendige Siche- 
rung ökologischer Funktionen und die Erhaltung 
ländlicher und dörflicher Siedlungsstrukturen aus- 
wirkt. 
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Der ländliche Raum im Rahmen siedlungsstruktureller Gebietstypen 
der Bundesrepublik Deutschland 
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In ländlichen Regionen mit Verdichtungsansätzen 
und leistungsfähigen Zentren finden sich günstige 
Voraussetzungen für die wirtschaftliche Entwick- 
lung. Gleichzeitig wachsen jedoch auch dort die 
ökologischen Probleme. 

Besonderes Augenmerk erfordern periphere ländli- 
che Regionen wegen der häufig schlechten Erreich- 
barkeit, Marktferne, geringen Bevölkerungsdichte, 
dem Mangel an Arbeitsplätzen und der teilweise 
unterdurchschnittlichen Infrastrukturausstattung. 
In vielen dieser Problemregionen hat sich der Ent- 
wicklungsrückstand — trotz vieler einzelner positi- 
ver Ergebnisse — in den letzten Jahren kaum ver- 
mindert. 

Weite Teile des Zonenrandgebietes sind ländlich ge- 
prägt. Aufgrund seiner Benachteiligung durch die 
Teilung Deutschlands bedarf es auch weiterhin ei- 
ner bevorzugten Förderung. 

Die erfolgreiche Weiterentwicklung des ländlichen 
Raumes als eigenständiger Lebens- und Wirt- 
schaftsraum setzt ein koordiniertes Handeln aller 
Politikbereiche und aller politischen Handlungsebe- 
nen voraus. Die Bundesregierung wird hierzu auch 
künftig ihren Beitrag leisten und dafür Sorge tra- 
gen, daß gesunde und gleichwertige Lebensbedin- 
gungen in allen Teilräumen des Bundesgebietes ge- 
schaffen und erhalten werden. 

Auf internationaler Ebene — insbesondere im EG- 
Bereich — tritt die Bundesregierung ebenfalls 
nachdrücklich für die Belange des ländlichen Rau- 
mes ein. Auch hat sie sich beim Europarat für die 
„Europäische Kampagne für den ländlichen Raum“ 
eingesetzt, die 1987 und 1988 durchgeführt wird. 


2. Mit welchen Maßnahmen hat bzw. beabsichtigt 
die Bundesregierung, die Attraktivität des ländli- 
chen Raumes zu verbessern? 

Entsprechend dem hohen Stellenwert, den die Bun- 
desregierung dem ländlichen Raum und dem Zo- 
nenrandgebiet beimißt, werden erhebliche Anstre- 
gungen unternommen, die Attraktivität dieser 
Räume zu erhöhen. 

Im Rahmen der regionalen Strukturpolitik, speziell 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur“, hat die Bundesregie- 
rung in den letzten Jahren verstärkt zur Verbesse- 
rung der regionalen Wachstums- und Beschäfti- 
gungsbedingungen und zur Erleichterung des 
Strukturwandels beigetragen (siehe Antwort zu 
Fragen 33 und 34). 

Das Instrumentarium dieser Gemeinschaftssauf- 
gabe wurde inzwischen wesentlich verbessert. Dies 
gilt vornehmlich für die Förderung kleinerer und 
mittlerer Unternehmen, die besonders in struktur- 
schwachen ländlichen Regionen prägend sind. Die 
Bundesregierung bemüht sich in vielfältiger Weise 
darum, daß diese Betriebe bessere Bedingungen 
vorfinden und bei der Anpassung an den wirtschaft- 
lich-technischen Strukturwandel unterstützt wer- 
den. Hervorzuheben ist das Personalkostenzu- 


schußprogramm. Diese in den letzten Jahren erfolg- 
reiche Fördermaßnahme wird fortgeführt und er- 
gänzt durch das „Programm der Bundesregierung 
zur Förderung des Forschungs- und Entwicklungs- 
personals in der Wirtschaft 1985 bis 1988“. 

Zunehmende Bedeutung für die notwendige Struk- 
turverbesserung im ländlichen Raum haben Stadt- 
und Dorferneuerung. Die Bundesregierung unter- 
stützt dies im Rahmen des „Bundesprogramms für 
den Einsatz der Finanzhilfen des Bundes zur Förde- 
rung städtebaulicher Sanierungs- und Entwick- 
lungsmaßnahmen nach § 72 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes“ nach Maßgabe räumlicher und sach- 
licher Schwerpunkte der Länder. Im Bereich der 
Städtebauförderung hat die Bundesregierung ihren 
Verfügungsrahmen für die Programmjahre 1986 
und 1987 auf jeweils 1 Mrd. DM verdreifacht. Län- 
der und Gemeinden haben ihre Bereitschaft zur 
Mitwirkung und finanziellen Mitleistung erklärt. 
Sie werden ihre Mittel verdoppeln, so daß für die 
Städtebauförderung in den Jahren 1986 und 1987 
insgesamt 4,6 Mrd. DM zur Verfügung stehen. 

Ein erheblicher Teil des zusätzlich bereitgestellten 
Volumens soll den Dörfern zugute kommen. Das in 
der Novelle zum Städtebauförderungsgesetz zum 
1. Januar 1985 eingeführte „vereinfachte Verfahren“ 
erleichtert die Anwendung dieses Gesetzes gerade 
für kleinere Gemeinden, die ohne wesentliche Bo- 
denordnungsmaßnahmen vor allem die Ortsbild- 
pflege, Modernisierung und Instandsetzung von Ge- 
bäuden sowie eine verbesserte Erschließung der 
Dörfer zum Ziel haben. Die Anmeldungen der Län- 
der zum Bundesprogramm 1986 zeigen erste Erfol- 
ge. Das Schwergewicht der Neuaufnahmen von För- 
derungsmaßnahmen liegt eindeutig im ländlichen 
Bereich bei städtebaulichen Dorf- und Ortsteiler- 
neuerungen. Die Dorferneuerung hat für die not- 
wendige Strukturverbesserung in ländlichen und 
strukturschwachen Regionen erhebliche Bedeu- 
tung. Das gewerbliche Arbeitsplatzangebot kann 
dadurch stabilisiert, die Attraktivität von Dörfern 
und Kleinstädten erhöht werden. 

Darüber hinaus fördert der Bund im Rahmen des 
Forschungsprogramms „Experimenteller Woh- 
nungs- und Städtebau“ Modellvorhaben der städte- 
baulichen Dorferneuerung. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
werden Maßnahmen gefördert, die der gesamten 
Bevölkerung im ländlichen Raum zugute kommen 
und die Wirtschaftskraft dieses Raumes stärken. 
Schwerpunkte der Förderung sind wasserwirt- 
schaftliche, kulturbautechnische und einzelbetrieb- 
liche Maßnahmen sowie Flurbereinigung, freiwilli- 
ger Landtausch und Küstenschutz (siehe auch Ant- 
worten zu Fragen 31 und 32). Für die Jahre 1985 
und 1986 wird jeweils ein Mittelvolumen von rd. 
2 136 Mio. DM (Bundes- und Landesmittel) zur Ver- 
fügung gestellt. Davon entfallen auf den Bund je- 
weils 1 300 Mio. DM. 

Ein spezieller Schwerpunkt ist auch hier die Dorfer- 
neuerung (1985 rd. 43,5 Mio. DM Bundes- und Lan- 
desmittel). Damit sollen 
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— ländliche Siedlungen als Standort land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe erhalten und ver- 
bessert, 

— die Umweltwirkungen land- und forstwirtschaft- 
licher Betriebe mit den Erfordernissen zeitge- 
mäßen Wohnens und Arbeitens in Einklang ge- 
bracht, 

— die innerörtlichen Verkehrs- und Gewässerver- 
hältnisse geregelt und 

— die Identität der Gemeinden und Ortsteile als 
ländliche Siedlungen durch ortsbildprägende 
Erhaltungs- und Gestaltungsmaßnahmen ge- 
stärkt 

werden. 

Die Dorferneuerung ist unter Einbeziehung des ge- 
samten Gemeinde- bzw. Ortsgebietes durchzufüh- 
ren, um die für landwirtschaftliche Siedlungsstruk- 
turen möglichen Unzulänglichkeiten einer lediglich 
objektbezogenen, auf Einzelmaßnahmen be- 
schränkten städtebaulichen Sanierung zu vermei- 
den. Die Dorferneuerung hat dabei durch die Län- 
der im Rahmen eigener Länderrichtlinien und un- 
ter Einsatz beträchtlicher Landesmittel vielfältige 
Unterstützung erfahren. 

Die große Anzahl von vorliegenden Anträgen in den 
Ländern unterstreicht die Dringlichkeit der Dorfer- 
neuerung. 

Der Bund stärkt die Attraktivität des ländlichen 
Raumes auch in seiner Verkehrs- und Kommunika- 
tionspolitik. 

Durch den Fernstraßenausbau der vergangenen 
Jahrzehnte konnte die Anbindung des ländlichen 
Raumes deutlich verbessert werden. Die Bundesre- 
gierung hat am 18. September 1985 den Bundesver- 
kehrswegeplan 1985 beschlossen. Aufgrund der re- 
gionalpolitischen Beurteilung erhielten Vorhaben 
in Gebieten mit Nachholbedarf sowie zur Beseiti- 
gung bestehender Mängel in der Anbindung und 
Erschließung der ländlichen Regionen, insbeson- 
dere des Zonenrandgebietes, besondere Priorität. 

Die Deutsche Bundesbahn berücksichtigt bei ihren 
Planungen zum Nahverkehr (Schiene und Bus) 
auch die Bedürfnisse des ländlichen Raumes. So ist 
sie z. B. an rd. 270 Kooperationen (Verkehrs- und 
Tarifgemeinschaften mit anderen Unternehmen) 
überwiegend in der Fläche beteiligt. Dabei stehen 
Verbesserungen für den Fahrgast im Vordergrund 
(z. B. Geltung bzw. Anerkennung von Fahrauswei- 
sen auch bei anderen Unternehmen, Abstimmung 
bei Fahrplan- und Tarifgestaltung). 

Darüber hinaus fördert der Bund Modellvorhaben 
des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) mit 
dem Ziel, engere Kooperations- und wirtschaftli- 
chere Organisationsformen zu finden. Hierbei sol- 
len praxisorientierte Lösungsansätze gefunden 
werden, wie der öffentliche Personennahverkehr in 
ländlichen Gebieten und in bestimmten Verdich- 
tungsräumen den jeweiligen regionalen Erforder- 
nissen entsprechend verbessert werden kann. 


Nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
werden sowohl der Ausbau des kommunalen Ver- 
kehrswegenetzes als auch der öffentliche Personen- 
nahverkehr gefördert. Für Investitionsvorhaben in 
der Fläche hat der Bund in den Jahren 1983 und 
1984 für den kommmunalen Straßenbau rd. 1,3 Mrd. 
DM und für den ÖPNV rd. 300 Mio. DM aufgewen- 
det. 

Alle Möglichkeiten zur Nutzung der neuen Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien müssen 
auch im ländlichen Raum zur Verfügung stehen, 
um Benachteiligungen zu vermeiden. Die Bundes- 
regierung wird deshalb dafür sorgen, daß auch in 
ländlichen Regionen der gleichmäßige Zugang zu 
den neuen Angeboten und Diensten gewährleistet 
wird und es nicht zu einer Bevorzugung von Ver- 
dichtungsräumen kommt. So ermöglicht es die 
Deutsche Bundespost z. B. durch besondere techni- 
sche Vorkehrungen, das Dienste integrierende Digi- 
talnetz (ISDN) zu den gleichen Bedingungen auch 
dann zu nutzen, wenn das jeweilige Ortsnetz noch 
nicht digitalisiert ist. 

Die Bundesregierung wird prüfen, wie der abneh- 
menden Bedeutung der Entfernungskomponente in 
der Kostenstruktur der neuen Netze und Dienste 
auch bei der Gebührengestaltung stärker Rechnung 
getragen werden kann. Die Förderung der Einfüh- 
rung und Anwendung neuer Techniken in ländli- 
chen und strukturschwachen Gebieten wird weiter- 
entwickelt. 

Während sich in der Vergangenheit Forschungs- 
und Entwicklungseinrichtungen überwiegend an 
den traditionellen Standorten der Hochschulen und 
damit in den Verdichtungsräumen entwickelt ha- 
ben, wurde bei der Neugründung von Hochschulen 
eine stärkere Berücksichtigung strukturschwäche- 
rer ländlicher Regionen angestrebt und teilweise 
auch erreicht. Bezogen auf das langfristige Ausbau- 
ziel und die Zahl der Fachbereiche haben unter den 
neuen Universitäten in ländlichen Regionen z. B. 
Regensburg, Paderborn und Siegen einen relativ 
fortgeschrittenen Ausbaustand. In einigen Fällen 
muß die angestrebte Vielfalt an Fachbereichen 
noch hergestellt werden. 

Im Bundesgebiet bestehen deutliche Ungleichge- 
wichte in der regionalen Verteilung der For- 
schungs- und Entwicklungskapazitäten zwischen 
peripheren ländlichen Gebieten einerseits und ver- 
dichteten Gebieten andererseits. Bei der Neugrün- 
dung und Verlagerung überregional bedeutsamer 
Forschungseinrichtungen im Rahmen der gemein- 
samen Forschungsförderung von Bund und Län- 
dern wirkt die Bundesregierung deshalb darauf hin, 
neben wissenschaftspolitischen Gesichtspunkten 
auch Gesichtspunkte einer ausgewogenen regiona- 
len Verteilung zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung hat wiederholt auf die Bedeu- 
tung von Standortentscheidungen bei Behörden 
und sonstigen öffentlichen Einrichtungen für die 
regionale Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwick- 
lung hingewiesen. Sie ist daher weiterhin bemüht, 
Behörden, Teile von Behörden oder Funktionsberei- 
che in strukturschwache Gebiete zu legen oder dort 
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ZU belassen. Dabei ist dem Zonenrandgebiet nach 
dem Raumordnungsgesetz und dem Zonenrandför- 
derungsgesetz Vorrang vor anderen strukturschwa- 
chen Gebieten einzuräumen. 


3. Welches sind nach den Erkenntnissen der Bun- 
desregierung die bestimmenden Faktoren für 
den ländlichen Raum? 

4. Inwieweit haben sich diese Faktoren in den letz- 
ten Jahrzehnten gewandelt? 

Die ländlichen Regionen wurden Jahrhunderte hin- 
durch von bäuerlichen Traditionen geprägt. Im 
Laufe der letzten hundertfünfzig Jahre, insbeson- 
dere nach dem 2. Weltkrieg, haben die von der 
Landwirtschaft geprägten Elemente an Einfluß ver- 
loren. 

Wesentliche Veränderungen verursachte die Welle 
der „Verstädterung“ des ländlichen Raumes in den 
50er und 60er Jahren, die mit der individuellen Mo- 
torisierung und der verbesserten Kommunikation, 
der Mechanisierung der Landwirtschaft und dem 
Anstieg des Lebensstandards infolge des raschen 
Wirtschaftswachstums nach dem Kriege zusam- 
menhing. Bis dahin typisch städtische Wertmaß- 
stäbe und Verhaltensweisen wurden zunehmend 
auch von der ländlichen Bevölkerung übernommen. 
Die wachsenden vielfältigen Verflechtungen führ- 
ten aber auch zur Vermischung städtischer und 
ländlicher Elemente. 

Bei den strukturellen Veränderungen sind folgende 
Faktoren für die Entwicklung des ländlichen Rau- 
mes bestimmend: 

— Land- und Forstwirtschaft 

Die stärksten Veränderungen brachte der landwirt- 
schaftliche Strukturwandel. In der Bundesrepublik 
Deutschland ist der Anteil der Erwerbstätigen in 
der Land- und Forstwirtschaft an der Zahl aller 
Erwerbstätigen im Zeitraum 1950 bis 1984 von 
24,6% auf 5,4% zurückgegangen. 

Allein zwischen 1970 und 1985 verringerte sich die 
Zahl der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte, gemes- 
sen in Arbeitskrafteinheiten, um 41%. 

Trotz dieses beträchtlichen strukturellen Wandels 
ist die Landwirtschaft ein wichtiger Wirtschaftsfak- 
tor in Teilen des ländlichen Raumes geblieben. Mit 
ihrem Nachfragepotential trägt sie auch zur Siche- 
rung außerlandwirtschaftlicher Arbeitsplätze sowie 
der ländlichen Infra- und Sozialstruktur bei; Politik 
für den bäuerlichen Betrieb ist damit zugleich auch 
Politik für den gesamten ländlichen Raum. 

— Bevölkerungsentwicklung und Infrastruktur 

Die Abwanderungsverluste, insbesondere der länd- 
lichen, überwiegend peripheren Regionen, konnten 
bis in die 70er Jahre hinein durch überdurchschnitt- 
liche Geburtenzahlen ausgeglichen werden. Der an- 
haltende Geburtenrückgang führt jedoch inzwi- 


schen auch hier zu einem Rückgang der Bevölke- 
rung. Bei gegebener geringer Siedlungsdichte kann 
dies zu erheblichen Problemen bei der Auslastung 
der Infrastruktureinrichtungen führen. Wie im 
Raumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 
sowie im Bevölkerungsbericht vom Dezember 1983 
näher erläutert, gefährdet der deutliche Rückgang 
der jungen Jahrgangsgruppen — zunächst im Bil- 
dungsbereich — den Bestand an wohnortnahen In- 
frastruktureinrichtungen vor allem in den dünnbe- 
siedelten ländlichen Regionen und erschwert die 
Aufrechterhaltung einer qualitativ gleichwertigen 
Versorgung der Bevölkerung (s. auch Antworten zu 
Fragen 6 und 7). 

— Arbeitsmarkt und Wirtschaft 

Ein Grundproblem der peripheren ländlichen Re- 
gionen ist der Mangel an Arbeitsplätzen überhaupt 
sowie an qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen im 
besonderen. In diesen Regionen kann vor allem 
durch ein ausreichendes Angebot außerlandwirt- 
schaftlicher Arbeitsplätze die Situation der Land- 
wirtschaft, insbesondere durch Möglichkeiten der 
Einkommenskombination, verbessert und zugleich 
auch ein Großteil der Bevölkerung gehalten wer- 
den. Von entscheidender Bedeutung für die Verbes- 
serung des Arbeitsplatzangebotes in diesen Regio- 
nen ist es, geeignete Rahmenbedingungen zu schaf- 
fen, Standortnachteile auszugleichen und Investi- 
tionen zu unterstützen. 

— Erreichbarkeit und Verkehr 

Durch den Ausbau und die Erhaltung der Infra- 
struktur für Verkehr tragen Bund, Länder und Ge- 
meinden maßgeblich zur Schaffung und Sicherung 
gleichwertiger Lebensbedingungen im ländlichen 
Raum bei. In den letzten Jahrzehnten wurde die 
Erreichbarkeit im Individualverkehr deutlich ver- 
bessert. Verbliebene Mängel in der Anbindung und 
Erschließung einzelner Regionen sind u. a. durch 
den Ausbau von Bundesfernstraßen noch zu behe- 
ben. Im Rahmen der Planung für den öffentlichen 
Personennahverkehr sind auch regionale Konzepte 
zu erarbeiten. Sie können zur Erhaltung und Ver- 
besserung der Verkehrsbedienung in der Fläche 
beitragen. Dabei kommt Ländern und kommunalen 
Gebietskörperschaften die führende Aufgabe zu. 
Möglichkeiten und Rolle der Bahn müssen dabei 
mitberücksichtigt werden. Die Deutsche Bundes- 
bahn bleibt auch künftig in der Fläche präsent. Bei 
der Verkehrsausgestaltung ist dem nachfragege- 
rechteren und wirtschaftlicheren Verkehrsmittel 
(Bus oder Zug) der Vorzug zu geben. 

— Umweltbedingungen 

Die im Vergleich zu Verdichtungsräumen vielfach 
günstigeren Umweltbedingungen in ländlichen Re- 
gionen sind wachsenden Belastungen ausgesetzt. 
Probleme ergeben sich u. a. aus der Belastung 
durch Luftschadstoffe (Kraftwerke, Industrie, Ver- 
kehr), teilweise aus der intensiven Landbewirt- 
schaftung sowie teilweise aus der Überbeanspru- 
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chung durch Freizeiteinrichtungen in landschaft- 
lich schönen, aber Ökologisch empfindlichen Regi- 
onen, z. B. an der Küste, in Mittelgebirgs- und Al- 
penregionen. Daneben gibt es nach wie vor die Ten- 
denz, umweltbelastende Einrichtungen zur Ver- und 
Entsorgung der Verdichtüngsräume in dünnbesie- 
delten Landesteilen zu erstellen. 

Große Sorgen bereiten nach wie vor die Waldschä- 
den. Schon die Erhaltung des Waldes bedingt des- 
halb eine konsequente Fortführung von Luftrein- 
haltungsmaßnahmen sowie auch flankierender 
forstlicher und sonstiger Maßnahmen vor Ort zur 
Stärkung der Vitalität der Bäume und des gesam- 
ten Ökosystems „Wald“. 


— Siedlungsstruktur 

Die flächenmäßige Ausweitung ländlicher Siedlun- 
gen in den Nachkriegsjahrzehnten steht, bezogen 
auf die Ausgangsfläche, der Erweiterung der städti- 
schen Siedlungen in diesem Zeitraum kaum nach. 
Die Verfügbarkeit von ortsnahen, relativ billigen 
Baugrundstücken und der allgemeine Wirtschafts- 
aufschwung boten für Adele Bewohner (und im 
stadtnahen Bereich für neu Hinzuziehende) die 
Möglichkeit, vor allem Eigenheime auf großzügig 
bemessenen Grundstücken am Rand der dörflichen 
Ortskerne zu errichten. Diese Entwicklung hat ei- 
nerseits zu einem relativ hohen Wohnflächenstan- 
dard in ländlichen Regionen geführt, andererseits 
hat sie die historisch gewachsene Eigenart vieler 
Dörfer und Kleinstädte beeinträchtigt. 

— Soziale und Bildungsinfrastruktur 

Die Versorgung mit Einrichtungen der sozialen und 
Bildungsinfrastruktur in den ländlichen Regionen 
ist in den letzten Jahrzehnten deutlich besser ge- 
worden. Das Schulsystem AAnirde differenzierter, 
neue Hochschulen AA/urden errichtet, neue und grö- 
ßere Krankenhäuser entstanden. Durch die Kon- 
zentration an zentralen Standorten und gewisse 
Schwächen im öffentlichen Personennahverkehr ist 
jedoch die Erreichbarkeit dieser Einrichtungen vor 
allem für alte und junge Bewohner abgelegener 
Siedlungen nicht immer ausreichend. 


5. Ist das Dienstleistungsangebot auf dem Lande in 
seiner Qualität dem in den Verdichtungsräumen 
gleichzusetzen? 

Dienstleistungen werden von privaten und/oder öf- 
fentlichen Trägern angeboten. 

Im Bereich der privat erstellten Dienstleistungen 
hat der allgemeine strukturelle Wandel für abgele- 
genere und kleinere Ortschaften teilweise zu einem 
Wegfall bestimmter Angebote geführt. Die Stand- 
ortwahl privater Dienstleistungsbetriebe richtet 
sich ganz wesentlich nach der GeAAÜnnaussicht des 
anbietenden Unternehmers. Für dünnbesiedelte 
ländliche Regionen mit geringerer Kaufkraft herr- 
schen dabei generell schlechtere Bedingungen als 


für Verdichtungsräume vor. Auch staatliche Förde- 
rungsmaßnahmen konnten den Rückgang privater 
Dienstleistungen in abgelegeneren und kleinen Ort- 
schaften nicht völlig verhindern. Unter dem Aspekt 
der Versorgungslage der Bevölkerung ist vor allem 
die Konzentration im Einzelhandel von Bedeutung, 
die zu einer Verringerung der Zahl der Geschäfte 
geführt hat. In vielen kleinen Gemeinden fehlen 
heute Einkaufsmöglichkeiten für Güter des tägli- 
chen Bedarfs. Diese Entwicklung trifft besonders 
ältere und nicht motorisierte Bevölkerungsgruppen. 
Mobile Verkaufsstellen schaffen hier zunehmend 
einen gewissen Ersatz, der aber kein Ausgleich sein 
kann. 

Da bei der Standortwahl für öffentliche Dienstlei- 
stungen auch raumordnungspolitische Ziele der 
Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen verfolgt 
werden, sind insbesondere im Bereich der Infra- 
strukturausstattung vielfach zufriedenstellende 
Mindeststandards erreicht worden. Da sich aber 
auch diese Dienstleistungen mehr und mehr in zen- 
tralen Orten konzentrieren, muß die ländliche Be- 
völkerung, um sie in Anspruch nehmen zu können, 
in der Regel längere Wegstrecken zurücklegen als 
Einwohner von Städten. 


6. Wie hoch ist die Abwanderung aus den ländli- 
chen Gebieten in die Ballungsgebiete jährlich, 
und hat sich diese Zahl in den letzten Jahren ver- 
ändert? 

7. Welches sind die wichtigsten Gründe dafür? 

Das Grundmuster der Binnenwanderung im Bun- 
desgebiet zu Anfang der 80er Jahre wird nicht mehr 
lediglich durch den Gegensatz zwischen Verdich- 
tungsräumen und ländlichen Regionen geprägt. Zu 
den Raumordnungsregionen mit hohen Binnen- 
wanderungsverlusten gehören ländliche, überwie- 
gend periphere Regionen, z. B. Emsland und Ober- 
pfalz als traditionelle Abwanderungsgebiete, nun- 
mehr aber auch überwiegend altindustrialisierte 
Verdichtungsräume, insbesondere das Ruhrgebiet. 
Zu den Regionen mit hohen Binnenwanderungsge- 
winnen gehören dagegen neben einigen struktur- 
starken hochverdichteten Regionen vor allem auch 
ländliche Regionen mit Verdichtungsansätzen (z. B. 
Oldenburg, Münster, Paderborn, Kassel, Regens- 
burg) sowie einige ausgesprochen ländlich peri- 
phere Regionen (Schleswig, Dithmarschen, Lüne- 
burg, Regionen im Alpenvorland). 

Alle ländlich geprägten Regionen zusammen wei- 
sen im Zeitraum 1978 bis 1983 immerhin einen Bin- 
nenwanderungsgewinn von rd. 52 000 Personen auf. 
Die Beobachtung der zeitlichen Entwicklung zeigt, 
daß sich der Wanderungsgewinn in den letzten Jah- 
ren konstant auf ein Niveau von jährlich ca. 10 000 
Personen eingestellt hat. Diese Gesamtzahl ver- 
deckt allerdings regionale und wichtige altersgrup- 
penspezifische Vorgänge, so z. B. Wanderungsver lü- 
ste bei der jüngeren Bevölkerung. 

Eine Analyse der Binnenwanderungsverflechtun- 
gen (1980) zeigt, daß die ländlichen Regionen bei 
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der Altersgruppe der 18- bis unter 25jährigen durch- 
weg einen Wanderungsverlust aufweisen. 

Bei den übrigen Altersgruppen sind dagegen Wan- 
derungsgewinne in den ländlichen Regionen festzu- 
stellen, wie Beobachtungen im Zeitraum 1978 bis 
1983 zeigen. 

Wanderungen sind immer eine Folge der unter- 
schiedlichen Bewertung regionaler Lebensbedin- 
gungen seitens einzelner Personen oder bestimm- 
ter Gruppen. 

So ist die anhaltend starke Abwanderung von jün- 
geren Altersgruppen vor allem aus den ländlichen, 
überwiegend peripheren Regionen in erster Linie 
auf das — im Vergleich zu vielen Verdichtungsräu- 
men — noch immer unbefriedigende Ausbildungs- 
und Studienplatzangebot sowie auf mangelnde be- 
rufliche Einstiegs- und Aufstiegsmöglichkeiten zu- 
rückzuführen. Da die Abwandernden im Durch- 
schnitt höher qualifiziert und leistungsorientierter 
sind, wirken sich derartige Wanderungsprozesse 
negativ auf die Arbeitsmarktstrukturen dieser Re- 
gionen aus, z. B. in Form verringerter Bereitschaft, 
sich an die künftigen Anforderungen aus dem Be- 
reich der Wirtschaft anzupassen. 

Die anhaltende Zuwanderung mittlerer und vor 
allem älterer Altersgruppen in die ländlichen Re- 
gionen ist dagegen überwiegend auf Faktoren zu- 
rückzuführen, die dem Wohnungs- und Wohnum- 
feldbereich zuzurechnen sind. Der Wunsch nach ei- 
ner bedarfsgerechten Wohnung, nach Wohneigen- 


tum und nach einem angenehmen Wohnumfeld läßt 
sich in den meisten der ländlich geprägten Regio- 
nen eher verwirklichen. Da vor allem die mittleren 
Jahrgänge der Wandernden angesichts der derzeiti- 
gen Arbeitsmarktsituation bei ihrer Wohnstandort- 
wahl sich auch stärker von den Bedingungen der 
Beschäftigungsmöglichkeiten leiten lassen müssen, 
profitieren hier diejenigen ländlichen Regionen am 
meisten, von denen aus die Verdichtungsräume 
noch relativ gut und schnell zu erreichen sind. Dies 
führt allerdings zu einem Anstieg der Pendler- 
ströme und der entsprechenden Distanzen (s. Ant- 
wort zu Frage 26). Es gibt aber auch ländliche Re- 
gionen, die erhöhte Zuwanderung vor allem mittle- 
rer Jahrgänge in erster Linie deshalb zu verzeich- 
nen haben, weil sich die Möglichkeiten dauerhafter 
Beschäftigung hier im Vergleich zu vielen Verdich- 
tungsräumen in den letzten Jahren verbessert ha- 
ben. 


9. Wie hoch ist der Anteil der von der Landwirt- 
schaft abhängigen Bevölkerung an der gesam- 
ten Bevölkerung des ländlichen Raumes? 

10. Hat sich dieser Anteil in den letzten Jahren ver- 
ändert und aus welchen Gründen? 

Wie die nachfolgende Übersicht zeigt, weicht der 
landwirtschaftliche Bevölkerungsanteil aufgrund 
der unterschiedlichen Betriebs- und Wirtschafts- 
struktur in den einzelnen Flächenländern z. T. deut- 
lich voneinander ab: 


Von der Landwirtschaft abhängiger Bevölkerungsanteil 

in % 


Land 

1975 

1980 

1984 

Schleswig-Holstein 

5,4 

4,1 

3,6 

Niedersachsen 

7,9 

6,4 

5,7 

Nordrhein-Westfalen 

2,8 

2,2 

2,0 

Hessen 

5,5 

3,7 

3,2 

Rheinland-Pfalz 

7,8 

5,7 

5,0 

Baden-Württemberg 

6,7 

5.2 

4,6 

Bayern 

11,4 

9.2 

8,5 

Saarland 

2,1 

1.2 

0,9 

Bundesgebiet 




(ohne Stadtstaaten) 

6,4 

5,0 

4,5 


Dabei umfaßt die von der Landwirtschaft abhän- 
gige Bevölkerung nach der Arbeitskräfteerhebung 
„Betriebsinhaber und ihre auf den Betrieben leben- 
den Familienangehörigen und Verwandten ohne 
die erwerbstätigen Personen, die außerhalb der 
Landwirtsc halft vollbeschäftigt sind“, in allen Be- 
trieben der Hauptproduktionsrichtung Landwirt- 
schaft (einschließlich Gartenbau, ohne Forstbetrie- 
be) mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche 
(LF) von mindestens 1 ha oder einer entsprechen- 
den Markterzeugung. Die Angaben liegen nur auf 


der Ebene der Bundesländer ohne Stadtstaaten vor. 
Eine Aufbereitung der Daten auf die verschiedenen 
Typen der Raumordnungsregionen ist nicht mög- 
lich. 

Über die ebenfalls von der Landwirtschaft abhängi- 
gen familienfremden Arbeitskräfte einschließlich 
der Familienangehörigen stehen entsprechende Da- 
ten nicht zur Verfügung. 

Die Übersicht zeigt ferner, daß die landwirtschaftli- 
che Bevölkerung in den vergangenen Jahren stän- 
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dig zurückgegangen ist Dies ist insbesondere durch 
die überwiegend ungünstige Einkommensentwick- 
lung in der Landwirtschaft bedingt. Das Aufgeben 
der Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Betriebe 
erfolgt dabei häufig über die Zwischenstufen des 
Zu- und Nebenerwerbs. Angesichts der schwierigen 
Situation auf dem Arbeitsmarkt hat sich die Ab- 
wanderung aus der Landwirtschaft in den letzten 
Jahren allerdings verlangsamt 


11. Inwieweit hängt Arbeitslosigkeit in ländlichen 
Gebieten mit der zunehmenden Rationalisie- 
rung in der Landwirtscheift zusammen? 

Die ungünstige Lage auf dem Arbeitsmarkt zeigte 
bisher auch Auswirkungen auf die strukturelle Ent- 
wicklung der landwirtschaftlichen Betriebe. Die 
Zahl der Familienarbeitskräfte hat in den letzten 
Jahren gegenüber früheren Zeiträumen deshalb 
weniger stark abgenommen. Der Rückgang bei den 
ständigen familienfremden Arbeitskräften (Lohnar- 
beitskräfte) hat sich ebenfalls verlangsamt; die Ent- 
wicklung unterliegt aber größeren jährlichen 
Schwankungen. Nachdem sie 1984 zurückgegangen 
war, stieg die Zahl der Lohnarbeitskräfte in der 
Landwirtschaft 1985 wieder deutlich an. Dies dürfte 
u. a. auf mehr Auszubildende und den verstärkten 
Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz zurückzuführen 
sein. 


Entwicklung der landwirtschaftlichen 
Arbeitskräftezahlen 


Zeitraum 

Familien- 

arbeits- 

kräfte 

Ständige 

familien- 

fremde 

Arbeits- 

kräfte 

Veränderung gegen 
Vorjahr in % 

1970 bis 1975 1) 

-2,9 

-4,3 

1975 bis 19801) 

-2,7 

-2,7 

1980 bis 19851) 

-2,0 

+ 1,5 

1984 

-0,2 

-3,7 

1985 

-2,5 

+ 9,3 


Jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 


Die Bundesregierung hat dafür Sorge getragen, daß 
mögliche strukturelle Auswirkungen einer Anpas- 
sung der landwirtschaftlichen Produktion an ratio- 
nelle Verfahren auf die in der Landwirtschaft be- 
schäftigten Arbeitnehmer sozial abgesichert sind. 

Die Zahl der Arbeitslosen mit landwirtschaftlichen 
Berufen hat auch in den letzten Jahren zugenom- 
men. Ein besonderer Einfluß auf die z. T. über- 
durchschnittlich hohe Arbeitslosenquote in einigen 
ländlichen Gebieten (z. B. Landkreise Cloppenburg: 
20,5 %; Lüchow-Dannenberg: 17,5 %; Cham: 14,0 %; 
Dithmarschen: 13,9 %; Nordfriesland: 12,5 %; Daun: 
11,1%; Bundesgebiet: 8,7%; Ende September 1985) 


ist durch den geringen Anteil dieser Berufsgruppe 
mit 0,5 % (1984) an allen Arbeitslosen jedoch nicht 
feststellbar. Fehlende außerlandwirtschaftliche Ar- 
beitsplätze sind der Hauptgrund für die Arbeitslo- 
sigkeit in ländlichen Gebieten. 


12. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, auf dem Land verstärkt außerlandwirt- 
schaftliche Arbeitsplätze zu schaffen? 

13. Was tut die Bundesregierung, um nichtlandwirt- 
schaftliche Betrieb in den ländlichen Gebieten 
zu halten bzw. solche Betriebe anzusiedeln? 

Der wirtschaftliche Strukturwandel hat sich in den 
vergangenen vier Jahrzehnten auch im ländlichen 
Raum auf der Basis unternehmerischer Initiativ- 
kraft und Wachstumsdynamik im Rahmen einer 
marktwirtschaftlich geprägten Ordnung vollzogen, 
in der privaten Investitionen die Schlüsselrolle für 
die Schaffung und Erhaltung von wettbewerbsfähi- 
gen dauerhaften Arbeitsplätzen zukommt. Aufgabe 
des Staates ist es, hierfür die geeigneten Rahmen- 
bedingungen zu setzen. 

Die regionale Wirtschaftspolitik im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur“ trägt diesen Erfordernis- 
sen Rechnung. Sie ist ein wichtiges Element einer 
offensiven Strategie zur Wachstumsbelebung, 
Strukturanpassung und zur Entlastung der Arbeits- 
märkte in den ländlich strukturschwachen Regi- 
onen. Vor allem durch investitionsfördernde An- 
reize soll ein Beitrag zur regionalen Entwicklung 
geleistet werden, indem gewerbliche Arbeitsplätze 
neu geschaffen oder gesichert werden (s. Antworten 
zu Fragen 16, 33 und 34). Diese Regionalförderung 
konzentriert sich in erster Linie auf die Unterstüt- 
zung von beschäftigungswirksamen Investitionen 
zur Errichtung oder Erweiterung gewerblicher Be- 
triebe. Außerdem werden — wenn auch mit gerin- 
gerer Intensität — Rationalisierungs- und Umstel- 
lungsinvestitionen gefördert, mit denen vorhandene 
Arbeitsplätze gesichert werden. Daneben wird 
durch Investitionszuschüsse vor allem im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur“ die Bereitstellung 
wirtschaftsnaher Infrastrukturen, wie die Erschlie- 
ßung von Industrie- und Gewerbeflächen und die 
Errichtung sowie der Ausbau von gewerblichen 
Ausbildungsstätten, unterstützt. Dabei bleibt die 
Ansiedlung neuer Betriebe in den Problemre^ionen 
ein wichtiges Ziel der regionalen Wirtschaftsförde- 
rung. Neue Betriebe tragen in besonderem Maße 
zur Auflockerung und Modernisierung der Wirt- 
schaftsstruktur bei. Allerdings hat sich das Ansied- 
lungspotential in den letzten Jahren stark zurück- 
gebildet, so daß auf absehbare Zeit der „Bestands- 
pflege“ der vorhandenen Gewerbebetriebe zur Stär- 
kung und Weiterentwicklung der regionsspezifi- 
schen Entwicklungspotentiale zentrale Bedeutung 
zukommt. Erweiterungsinvestitionen, mit denen zu- 
sätzliche Dauerarbeitsplätze geschaffen werden, 
bilden daher den überwiegenden Teil der Förder- 
fälle in der Gemeinschaftsaufgab^ „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“. 
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14. Stellt die Schaffung außerlandwirtschaftlicher 
Arbeitsplätze eine Möglichkeit dar, die landwirt- 
schaftlichen Betriebe in ihrer Existenz zu si- 
chern, indem sie Zu- oder Nebenerwerbsbe- 
triebe werden? 


Eine Kombination landwirtschaftlicher und außer- 
landwirtschaftlicher Erwerbstätigkeiten gewinnt 
vor allem dann an Bedeutung, wenn die betriebli- 
chen Möglichkeiten der Einkommensverbesserung 
begrenzt sind. Dies gilt insbesondere für klein- und 
mittelbäuerliche Betriebe. 

Außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze in erreich- 
barer Entfernung zu den landwirtschaftlichen Be- 
trieben ermöglichen es, neben der landwirtschaftli- 
chen eine außerlandwirtschaftliche Tätigkeit aufzu- 
nehmen, ohne den Wohnsitz wechseln zu müssen. 
Dadurch bleibt die Vielfalt der landwirtschaftlichen 
Betriebe erhalten, zugleich wird der Abwanderung 
entgegengewirkt. 

In den letzten 15 Jahren verringerte sich die Zahl 
der landwirtschaftlichen Betriebe insgesamt um 


2,7 % je Jahr, die Zuerwerbsbetriebe haben am 
stärksten abgenommen: 


Zahl landwirtschaftlicher Betriebe 

(in 1 000) 


Jahr 

Voll- 

erwerbs- 

betriebe 

Zu- 

erwerbs- 

betriebe 

Neben- 

erwerbs- 

betriebe 

Zu- 

sammen 

1970 

466,5 

233,9 

382,7 

1 083,1 

1980 

397,3 

86,5 

313,7 

797,4 

1985 

356,9 

70,3 

293,6 

720,8 

Veränderung 
1985 gegen 

1970 in %/Jahr 

-U8 

-7,7 

-IS 

-2,7 


Die Ergebnisse der Einkommensrechnung (vgl. 
nachstehende Übersicht) lassen überdies erkennen, 
daß in landwirtschaftlichen Zu- und Nebenerwerbs- 
betrieben im Durchschnitt ein höheres Gesamtein- 
kommen als in landwirtschaftlichen Vollerwerbs- 
betrieben erzielt wird. 


Einkommen der Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 1983/84 und 1984/85^) 




Haupterwerb 

Nebenerwerb 

Art des Einkommens 

Einheit 

Vollerwerb 

Zuerwerb 

unter 5000 DM“*) 
StBE 

5000 DM und 
mehr 2) StBE 

zusammen 



1983/84 

1984/85 

1983/84 

1984/85 

1983/84 

1984/85 

1983/84 

1984/85 

1983/84 

1984/85 

Gewinn 

DM/ 

Unter- 

nehmen 

27 569 

32 955 

16 208 

19 521 

1 787 

1 644 

5 441 

5 147 

3 139 

2 940 

Veränderung 
gegen Vorjahr 

% 

-18,4 

+ 19,5 

-15,2 

+ 20,4 

-16,8 

- 8,0 

-29,2 

- 5,4 

-25,2 

- 6,3 

Außerbetriebliches 

Erwerbseinkommen 

DM/ 

Familie 

34 

50 

15 906 

16 897 

32 567 

32 893 

32 276 

33 240 

32 455 

33 021 

Sonstige 

Einkommen^) 

DM/ 

Familie 

1 016 

988 

878 

838 



1 193 

1206 



Gesamteinkommen . 

DM/ 

Familie 

28 619 

33 993 

32 992 

37 256 

34 354 

34 537 

38 910 

39 593 

36 035 

36 408 

Veränderung 
gegen Vorjahr 

% 

-18,7 

+ 18,8 

-11,5 

+ 12,9 

- 0,1 

-H 0,5 

- S,4 

-b 1,8 

- 3,6 

-b 1,0 


') Ein Bezug der außerbetrieblichen Einkommensteile auf die Familien-AK kann nicht vorgenommen werden, da diese sich ausschließ- 
lich auf die betriebliche Arbeitsleistung beziehen. 

2) Ergebnisse des Testbetriebsnetzes. 

Im wesentlichen größere Zuerwerbsbetriebe. 

Fortgeschriebene Ergebnisse der Agrarberichterstattung; zur Berechnung des Gewinns der Betriebe unter 5 000 DM StBE vgl. MB 
S. 167. 

Erfaßt sind hier: Einkommen aus Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung, sonstige steuerpflichtige Einkommen. 

Nicht erfaßt sind: Kindergeld, Wohngeld, Leistungen nach dem Sozialhilfegesetz u. a. 

Quelle: Agrarbericht 1986 
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Ob außerlandwirtschaftliche Einkommensmöglich- 
keiten genutzt und ob die hierfür erforderlichen 
Entscheidungen rechtzeitig getroffen werden, hängt 
vom regionalen Arbeitsmarkt, vor allem aber von 
den Betriebsinhabern und ihren Familien selbst 
ab. 


15. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
über diese Einkommenskombination und -Siche- 
rung gleichzeitig ein Beitrag zur Begrenzung 
der landwirtschaftlichen Produktion durch ex- 
tensivere Bewirtschaftung erreicht werden 
kann? 


Organisation und Bewirtschaftungsintensität wer- 
den vor allem in Nebenerwerbsbetrieben zuneh- 
mend mit den außerlandwirtschaftlichen Tätigkei- 
ten abgestimmt. Vielfach ist damit eine extensivere 
Bewirtschaftung der Fläche verbunden. Der land- 
wirtschaftliche Einkommensteil verliert deshalb an 
Bedeutung. 

Allerdings ist zu berücksichtigen, daß der Intensi- 
tätsgrad der Bewirtschaftung u. a. auch von der Bo- 
denqualität und den wirtschaftlichen Standortbe- 
dingungen abhängt. Die meßbaren Unterschiede 
zwischen Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetrieben im 
Hinblick auf Erträge und Aufwendungen sind des- 
halb nicht allein und ursächlich auf den Erwerbs- 
charakter der Betriebe zurückzuführen (vgl. unten- 
stehende Übersicht). 

Die Nebenerwerbsbetriebe bewirtschaften 13 % der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche. Ihr Anteil an 
den gesamten Verkaufserlösen beträgt weniger als 
10 %. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß jeder 
Beitrag, der zur Reduzierung der Agrarüberschüsse 
geleistet wird, auch wenn er noch so gering ist, das 
Überschußproblem lösen hilft. 


16. In welchen Bereichen könnten außerlandwirt- 
schaftliche Arbeitsplätze geschaffen und vor- 
handene gesichert und ausgebaut werden? 

Primäre Zielsetzung der regionalen Wirtschaftsför- 
derung ist es, in den strukturschwachen, zumeist 
ländlich geprägten Regionen zur Schaffung und Si- 


cherung von Dauerarbeitsplätzen mit möglichst gu- 
tem Qualifikationsprofil in der gewerblichen Wirt- 
schaft beizutragen. Hierbei kommt innovativen In- 
vestitionen in der gesamten Breite des verarbeiten- 
den Gewerbes ebenso wie im Dienstleistungssektor 
besondere Bedeutung zu. Darüber hinaus ist es je- 
doch zur Entfaltung der marktwirtschaftlichen Dy- 
namik und für die Sicherung eines möglichst lang- 
anhaltenden wirtschaftlichen Aufschwungprozes- 
ses und der damit einhergehenden Verbesserung 
der Beschäftigungslage erforderlich, daß in der ge- 
samten Volkswirtschaft stetig neue Unternehmen 
entstehen, die neue Ideen und Impulse schaffen. 
Struktureller Wandel und technischer Fortschritt 
erfordern eine ständige Anpassungsbereitschaft 
und -fähigkeit aller Unternehmen. Dafür ist die 
Selbstverantwortung und Initiativkraft der Wirt- 
schaft gefordert. Die Strukturentwicklung muß von 
den Unternehmen getragen werden. Die Bundesre- 
gierung setzt die hierfür erforderlichen Rahmenbe- 
dingungen. 

Wesentlich ist die Vermittlung einer breiten berufli- 
chen Grundausbildung und einer darauf aufbauen- 
den Fachausbildung, die die Arbeitskräfte zu Mobi- 
lität und Flexibilität befähigen. 


17. Wie beurteilt die Bundesregierung die neuen 
Technologien als Chance für die ländlichen Re- 
gionen? 

Die Bundesregierung sieht neue Technologien dort 
als Chance für die ländlichen Regionen, wo ihre 
Anwendung die Erwerbsmöglichkeiten und Lebens- 
bedingungen der Landbevölkerung verbessert: Dies 
gilt insbesondere für: 

— die Informations- und Kommunikationstech- 
nologie, 

— die Biotechnologie und Gentechnik, 

— die Energietechnologie, 

— die Meß- und Regeltechnik sowie 

— die Verkehrstechnologie. 

Diese neuen Technologien scheinen geeignet, auch 
die landwirtschaftliche Produktion und deren Ver- 
wertung selbst zu verbessern, die ländlichen In- 
frastruktureinrichtungen auszubauen und zu mo- 
dernisieren sowie die Umwelt zu schützen. Voraus- 


Durchschnittliche Erträge ausgewählter Produkte 1984/1985 


Merkmal 

Einheit 

Vollerwerbs- 

betriebe 

Zuerwerbs- 

betriebe 

Nebenerwerbs- 

betriebe 

Getreide 

dt/ha 

52,6 

49,7 

46,5 

Kartoffeln 

dt/ha 

312,5 

258,4 

236,3 

Zuckerrüben 

dt/ha 

482,4 

461,2 - 

469,3 

Milch 

kg/ Kuh 

4 457 

4 242 

3 557 
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Setzung dazu ist, daß auch den Unternehmen im 
ländlichen Raum der Zugang zu den neuen Techno- 
logien offen steht. 

In der Landwirtschaft selbst tragen Informations- 
und Kommunikationstechniken, wie Kleincomputer 
und Bildschirmtext zu einer besseren Kontrolle der 
Betriebsvorgänge und zu einer rationelleren Be- 
triebsführung bei. Durch Prozeßrechner lassen sich 
landwirtschaftliche Produktionsvorgänge optimie- 
ren. Damit können Kosten gespart, aber auch die 
Arbeitsbedingungen in der Landwirtschaft verbes- 
sert werden. 

Durch den Ausbau des Fernsprechnetzes der Deut- 
schen Bundespost sind auch in den ländlichen Regi- 
onen nahezu alle Haushalte und alle Betriebe an 
das Fernsprechnetz angeschlossen. Eine den Ver- 
dichtungsräumen gleichwertige Dienstgüte und die 
deutliche Verringerung von standortbedingten Ko- 
stennachteilen durch den Nahtarif haben einen en- 
geren Anschluß an die Zentren und den Abbau von 
Standortnachteilen bewirkt. Alle im Fernsprech- 
netz zusätzlich angebotenen Dienste, wie be- 
stimmte Formen der Datenübertragung, Telefax 
und Bildschirmtext, sind auch für den ländlichen 
Fernsprechteilnehmer voll verfügbar. 

Der geplante Ausbau des öffentlichen Telekommu- 
nikationsnetzes zu einem Dienste integrierenden 
Digitalnetz (ISDN) mit seinen verschiedenen Ent- 
wicklungsstufen bis hin zu einem späteren Inte- 
grierten Breitband-Fernmeldenetz (IBFN) auf Glas- 
faserbasis schließt auch die ländlichen Regionen 
ein. Dabei wird die Bundesregierung darauf hinwir- 
ken, daß unvermeidliche zeitliche Staffelungen bei 
der Einführung neuer Netztechniken nicht zu La- 
sten der ländlichen Räume gehen und daß schon in 
der ersten Aufbauphase neuer Dienste räumliche 
Versorgungsunterschiede möglichst vermieden 
werden. 

Die Anwendung der modernen Biotechnologie läßt 
weitere Möglichkeiten zur Erhöhung der Leistungs- 
und Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft so- 
wie zur Verbesserung des Umwelt- und Ressourcen- 
schutzes in ländlichen Regionen erwarten. Es ist 
jedoch darauf zu achten, daß die umweltverbessern- 
den Möglichkeiten der Biotechnologie genutzt wer- 
den und durch sie keine zusätzlichen Umweltbela- 
stungen entstehen. 

Die Biotechnologie kann insbesondere — zusam- 
men mit weiteren notwendigen verfahrenstechni- 
schen Innovationen — zur Verbesserung der Wett- 
bewerbsfähigkeit nachwachsender Rohstoffe und 
dadurch ggf. zur Erschließung von Produktionsal- 
ternativen für die Landwirtschaft sowie von neuen 
Verwendungsmöglichkeiten für Agrarprodukte bei- 
tragen. Dabei bedürfen die nachwachsenden Roh- 
stoffe sowohl hinsichtlich ihres Anbaues als auch 
der industriellen Verwertung einer sorgfältigen 
ökologischen Folgenbewertung. 

Sofern sich die Gewinnung der agrarischen Roh- 
stoffe und ihre Verarbeitung an Ort und Stelle über 
weite Gebiete des Wirtschaftsraumes verteilen wür- 
den, würde dadurch nicht nur der agrarstrukturelle 


Anpassungsdruck gemildert, sondern auch durch 
Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze aufgrund die- 
ser neuen Technologien gerade in ländlichen Regio- 
nen der Abwanderung von Teilen der Bevölkerung 
aus diesen Gebieten entgegengewirkt werden. 

Eine Verbesserung der Infrastruktur im ländlichen 
Raum und die Beseitigung von vorhandenen Stand- 
ortnachteilen ist auch von der stärkeren Nutzung 
moderner Energie- und Verkehrstechnologien zu 
erwarten. 

Durch die in den letzten Jahren zum Teil mit staat- 
lichen Hilfen entwickelten neuen Energietechnolo- 
gien können die Energiekostenbelastungen gesenkt 
und dadurch Standortnachteile des ländlichen Rau- 
mes abgebaut werden. Außerdem eignet sich der 
ländliche Raum besonders für die Durchführung 
und Nutzung von Pilot- und Demonstrationsvorha- 
ben und ihre ggf. spätere großtechnische Anwen- 
dung. Hier sind vor allem integrierte Nutzungskon- 
zepte verschiedener regionseigener Energiequellen 
und landwirtschaftlicher Betriebe zu nennen, wie 
z. B. Biogasanlagen, Stroh- und Abfallholzverbren- 
nungsanlagen, Blockheizkraftwerke und Wärme- 
pumpen. Die Ergebnisse dieser Vorhaben gehen in 
Energieversorgungskonzepte im Rahmen des Pro- 
gramms „Örtliche und regionale Energieversor- 
gungskonzepte“ ein. 

Die Fülle neuer Technologien zur Energieerzeu- 
gung im ländlichen Raum trägt zu einer Diversifi- 
zierung der Wirtschaftsstruktur bei. Insbesondere 
für landwirtschaftliche Betriebe ergeben sich aus 
den Möglichkeiten zur Eigenenergieerzeugung Ko- 
stenvorteile und Möglichkeiten zur Steigerung des 
Wertschöpfungsanteils. 

Verschiedene Entwicklungen im Verkehrsbereich, 
wie z. B. bedarfsgesteuerte Busleitsysteme, helfen 
Standortnachteile im ländlichen Raum abzubauen. 
Durch einen solchen computergesteuerten Einsatz 
von Bussen auf Anforderung kann die Attraktivität 
des öffentlichen Personennahverkehrs in der Flä- 
che gesteigert und die Mobilität auch in weniger 
verkehrsreichen Regionen verbessert werden. Zur 
Zeit werden im Bodenseekreis und in Wunstorf bei 
Hannover bedarfsgesteuerte Bussysteme einge- 
setzt. 


18. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
moderne Technologien weitgehend umwelt- 
freundlich sind und damit besonders geeignet 
sind für die ländlichen Regionen? 

Die in der Antwort zu Frage 17 genannten neuen 
Technologien sind besonders geeignet, die in der 
Regel geringer belastete Umwelt in ländlichen Re- 
gionen zu erhalten und zu schützen. 

So gehören biotechnische Verfahren zum modern- 
sten Stand der Umwelttechnologien, die zuneh- 
mend auch im ländlichen Raum z. B. bei der Be- 
handlung kommunaler und landwirtschaftlicher 
Abwässer, bei der Abluftreinigung sowie zur Abfall- 
aufbereitung angewendet werden. Ein weiterer Bei- 
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trag zum Umweltschutz im ländlichen Raum kann 
durch spezielle Methoden der biologischen Schäd- 
lingsbekämpfung geleistet werden. 

Auch die Entwicklung neuer Energietechnologien 
zielt auf Entlastungen der Umwelt ab. So sind bei 
der Abwärmenutzung und für die Verwendung 
land- und forstwirtschaftlicher Abfälle häufig Um- 
weltgesichtspunkte von besonderer Bedeutung. 

Das schon genannte bedarfsgesteuerte Busleitsy- 
stem ist ein gutes Beispiel dafür, wie der öffentliche 
Personennahverkehr im ländlichen Raum an die 
aktuelle Verkehrsnachfrage durch Nutzung moder- 
ner Informations- und Kommunikationstechnolo- 
gien so angepaßt wird, daß auch die entsprechende 
Umweltbelastung minimiert wird. Auch in der land- 
wirtschaftlichen Produktion selbst können moderne 
Informations- und Kommunikationstechnologien 
dazu genutzt werden, nicht nur Ressourcen zu scho- 
nen, sondern auch die Umwelt ländlicher Regionen 
zu entlasten. 


19. Welche Bedeutung hat der Dienstleistungssek- 
tor Freizeit und Erholung für den ländlichen 
Raum? 

Die Freizeit- und Erholungsfunktion des ländlichen 
Raumes für die städtische und erholungsuchende 
Bevölkerung gewinnt vor dem Hintergrund der 
ständig zunehmenden Freizeit in der Gesellschaft 
immer größere Bedeutung. So hängen sowohl die 
Landwirtschaft als auch der Dienstleistungssektor 
Freizeit und Erholung — wenn auch in sehr unter- 
schiedlicher Weise — von den natürlichen Standort- 
verhältnissen (Klima, Vegetation, Topografie usw.) 
ab. In der Regel sind die für die Landwirtschaft 
ungünstigen Standorte für den Fremdenverkehr 
außerordentlich günstig. Die Nachfrage nach natur- 
naher Erholung dürfte auch in Zukunft noch stei- 
gen. 

Dabei nimmt auch die Nachfrage nach flächenab- 
hängigen Freizeitanlagen, z. B. kleineren und grö- 
ßeren Wasserflächen, Golfplätzen, Reitanlagen mit 
Reitwegen für den Freizeitreitsport in Verbindung 
mit der Pensionspferdehaltung sowie Campingplät- 
zen, zu. Dies gilt insbesondere für die Naherho- 
lungsgebiete, die durch ihre günstige Lage zu den 
Verdichtungsräumen und großen Städten für Kurz- 
urlauber und Wochenendausflügler besonders in- 
teressant sind. 

Aufgrund wachsender Freizeit und steigender 
Nachfrage nach Freizeiteinrichtungen sind insbe- 
sondere in landschaftlich attraktiver Lage große 
Tourismuszentren mit entsprechender Infrastruk- 
tur entstanden. Auch für peripher gelegene ländli- 
che Regionen könnten sich beim behutsamen Aus- 
bau der Infrastruktur Entwicklungschancen im 
Dienstleistungssektor Freizeit und Erholung eröff- 
nen. Dies kann gleichzeitig zu einer Entlastung der 
touristisch stark belasteten Räume führen. 

Die Errichtung und der Betrieb von Freizeiteinrich- 
tungen erhöhen insgesamt gesehen in den ländli- 
chen Regionen die Wirtschaftskraft, führen zur 


Auslastung der Infrastruktur und zur Verbesserung 
der Einkommenssituation landwirtschaftlicher Be- 
triebe. Der Dienstleistungssektor Freizeit und Er- 
holung eignet sich besonders für eine Einkommens- 
kombination in den landwirtschaftlichen Betrieben. 
Viele landwirtschaftliche Betriebe nutzen diese 
Möglichkeit. Diese Freizeiteinrichtungen können 
aber andererseits belastende Auswirkungen auf 
Natur und Landschaft haben, z. B. auf ökologisch 
empfindlichen Standorten. 

20. Welche Ziele verfolgt die Bundesregierung in 
ländlichen Räumen mit schutzbedürftigen Res- 
sourcen? 

21. Um welche Gebiete und Funktionen handelt es 
sich dabei? 

Die Naturgüter Boden, Wasser und Luft sowie die 
gesamte Pflanzen- und Tierwelt sind schutzbedürf- 
tige Komponenten des Naturhaushalts und damit 
auch des ländlichen Raumes. Der Schutz dieser 
Ressourcen dient dem Erhalt des ländlichen Rau- 
mes als Lebensraum für Menschen, Tiere und 
Pflanzen und sichert seine Erwerbs- und Erho- 
lungsfunktion. Maßnahmen, die zum Schutz der 
einzelnen Naturgüter ergriffen werden, sind so mit- 
einander zu verknüpfen, daß zugleich die Funk- 
tionsfähigkeit des Naturhaushalts und des ländli- 
chen Raumes insgesamt gesichert wird. 

Für Naturschutz und Landschaftspflege hat der 
Bund nach Artikel 75 Grundgesetz lediglich eine 
Rahmengesetzgebungskompetenz. Auf ihr basiert 
das Bundesnaturschutzgesetz vom 20. Dezember 
1976. Die Verwaltungs- und Finanzierungskompe- 
tenz liegt überwiegend bei den Ländern, die ihrer- 
seits ausführende Naturschutzgesetze erlassen ha- 
ben. Weiterreichende Kompetenzen hat der Bund 
dagegen auf dem Gebiet des Artenschutzes. 

Ein vorrangiges Ziel für die Bundesregierung ist 
der Schutz von Landschaften und Landschaftstei- 
len, soweit sie gesamtstaatlichen Rang haben. Die 
bisherigen Förderprojekte zur „Errichtung und Si- 
cherung schutzwürdiger Teile von Natur und Land- 
schaft mit gesamtstaatlich repräsentativer Bedeu- 
tung“ sind als Anlage beigefügt. Hierfür wurden bis- 
her rd. 34 Mio. DM Bundesmittel aufgewendet. 

Dagegen ist die Festlegung und Ausweisung von im 
Bundesnaturschutzgesetz definierten Gebieten aus- 
schließlich Angelegenheit der Länder. Das Bundes- 
naturschutzgesetz unterscheidet folgende Gebiets- 
und Objektschutzkategorien: Naturschutzgebiete 
(NSG), Nationalparke, Landschaftsschutzgebiete, 
Naturparke, Naturdenkmale, geschützte Land- 
schaftsteile. 

Hierzu kommen Schutzgebiete entsprechend den 
Kategorien internationaler Übereinkommen oder 
Vereinbarungen, die sich zum Teil mit den Schutz- 
gebieten des Bundesnaturschutzgesetzes decken. 

Es sind vor allem: 

— Gebiete entsprechend dem internationalen 
Übereinkommen zum Schutz von Feuchtgebie- 
ten — „Ramsar-Übereinkommen“ — 


12 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrUCkS8Ch0 10/5384 


— Gebiete nach der Vogelschutz-Richtlinie der 
EG. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den Schutz wert- 
voller Biotope im gesamten Bundesgebiet zu ver- 
stärken. Mit dem Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
wurde ein Katalog von Biotoptypen aufgestellt, die 
aus der Sicht des Bundes als besonders erhaltens- 
wert und darum schutzwürdig einzustufen sind; die 
erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigung sol- 
cher Biotope ist danach stets als Eingriff anzusehen 
und nur noch zuzulassen, wenn dies aus zwingen- 
den Gründen des Gemeinwohls notwendig ist. 

Ein umfassender Arten- und Biotopschutz bezieht 
sich grundsätzlich auf die Gesamtfläche der Bun- 
desrepublik Deutschland. Die Intensität des 
Schutzes ist jedoch sehr unterschiedlich. Sie reicht 
vom Ausschluß möglichst jeglicher menschlicher 
Nutzung bei speziellen Biotopen bis zur weitgehen- 
den Berücksichtigung des Schutzes von Tieren und 
Pflanzen im Rahmen vorhandener bzw. geplanter 
Nutzungen. 

Nach Artikel 75 Grundgesetz hat der Bund eine 
Rahmengesetzgebungskompetenz auf dem Gebiet 
des Wasserhaushalts. Sie wurde durch das Wasser- 
haushaltsgesetz (WHG) in der Fassung vom 16. Ok- 
tober 1976 ausgefüllt. Die Verwaltungs- und Finan- 
zierungskompetenz und somit die Durchführung 
des wirksamen Gewässerschutzes liegt überwie- 
gend bei den Ländern, die Landeswassergesetze er- 
lassen haben. 

Der vorsorgende Schutz der Gewässer als Bestand- 
teil des Naturhaushaltes steht, insbesondere im 
Hinblick auf die Sicherung des Trinkwassers, im 
Mittelpunkt aller Bemühungen. Das gilt für oberir- 
dische Gewässer ebenso wie für das Grundwasser. 

Hierzu setzen die Länder Wasserschutzgebiete 
nach § 19 WHG fest und weisen Wasservorrangge- 
biete nach landesplanungsrechtlichen Vorschriften 
aus. 

In den vergangenen Jahren hat die Bundesregie- 
rung Maßnahmen des Gewässerschutzes im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ finanziell 
gefördert. Durch den Bau biologischer Kläranlagen 
im kommunalen Bereich sowie durch intensive Ab- 
wasserbehandlung und innerbetriebliche Vermei- 
dungsmaßnahmen bei vielen Industriebetrieben ist 
der Eintrag von Schadstoffen in die Gewässer we- 
sentlich verringert worden. 

Ziel des Gewässerschutzes ist es, die Funktionsfä- 
higkeit der Gewässer als Bestandteil des Natur- 
haushaltes zu sichern, die Versorgung der Bevölke- 
rung mit qualitativ hochwertigem Trinkwasser ins- 
besondere durch konsequenten Grundwasserschutz 
langfristig zu gewährleisten und die Oberflächenge- 
wässer als Lebensräume für Tiere und Pflanzen so- 
wie die unterschiedlichen Nutzungsansprüche des 
Menschen zu erhalten bzw. wiederherzustellen. 

Die Fortentwicklung des wasserrechtlichen Instru- 
mentariums durch die Bundesregierung, insbeson- 


dere die Änderungen des Wasserhaushalts-, Abwas- 
serabgaben- und Waschmittelgesetzes und die fi- 
nanzielle Förderung von Abwasserbehandlungsan- 
lagen in ländlichen Räumen werden dazu beitragen, 
die Güte unserer Gewässer zu sichern oder zu ver- 
bessern. 

Das neue Pflanzenschutzgesetz sieht vor, daß Pflan- 
zenschutzmittel auf Freilandflächen nur angewandt 
werden dürfen, soweit diese landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt wer- 
den. Sie dürfen jedoch nicht in oder unmittelbar an 
oberirdischen Gewässern und Küstengewässern 
angewandt werden. 

Eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz hat 
der Bund nach Artikel 74 Nr. 24 Grundgesetz auf 
dem Gebiet der Reinhaltung der Luft. Die Reduzie- 
rung der Luftschadstoffbelastung ist ein vorrangi- 
ges Ziel der Umweltpolitik der Bundesregierung. 
Sie hat dazu erhebliche Anstrengungen unternom- 
men. Vor allem durch die Großfeuerungsanlagen- 
VO, die Änderungen des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes und der TA Luft, die Einführung des 
schadstoffarmen Autos und die Fortschritte im in- 
ternationalen Bereich wird die Luftschadstoffbela- 
stung in den nächsten Jahren auch in den ländli- 
chen Regionen erheblich zurückgehen. Die Bundes- 
regierung verfolgt nachdrücklich das Ziel, die Luft- 
schadstoffbelastung soweit zu senken, daß auch 
empfindliche Glieder von Ökosystemen ausrei- 
chend geschützt sind. 

Wegen der weiträumigen Verfrachtung von Luftver- 
unreinigungen setzt die Bundesregierung ihre An- 
strengungen mit Nachdruck fort, international, ins- 
besondere auf der Ebene der EG, der OECD und der 
ECE, eine wirksame Emissionsbegrenzung durch 
die Anwendung des jeweils neuesten Standes der 
Technik zu erreichen. 

Der Schutz des Bodens ist ein Schwerpunkt der 
Umweltpolitik der Bundesregierung geworden. Um 
den Schutz des Bodens zukünftig umfassend, wie 
dies bei Wasser und Luft der Fall ist, wahrnehmen 
zu können, hat sie mit der am 6. Februar 1985 verab- 
schiedeten Bodenschutzkonzeption (Drucksache 
10/2977 vom 7. März 1985) die vielfältigen Belastun- 
gen und Risiken, die dem Boden drohen, die Ziele 
des Bodenschutzes und geeignete Lösungsansätze 
ausführlich dargestellt. 

Wegen seiner vielfältigen Funktionen für die land- 
und forstwirtschaftliche Produktion wie auch für 
den Bestand von natürlichen Ökosystemen und da- 
mit für die Erhaltung der Lebensgrundlagen ist der 
Boden von zentraler Bedeutung für den Menschen 
und seine Umwelt. Er ist gegen den Eintrag von 
Schadstoffen, gegen Erosion und Verdichtung sowie 
gegen übermäßige Flächeninanspruchnahme zu 
schützen. 

Bund und Länder haben sich darauf verständigt, 
auf der Grundlage der Bodenschutzkonzeption und 
des Abschlußberichts der Bund/Länder-Arbeits- 
gruppe „Bodenschutzprogramm“ einen Maßnah- 
menkatalog zum Bodenschutz in den Bereichen 
Rechtsetzung, Verwaltungsvollzug, Beratung und 
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Information sowie Forschung zu erarbeiten. Er soll 
im Frühsommer 1986 vorliegen. 

Die Bundesregierung führt ferner seit Juni 1985 Ge- 
spräche mit der DDR über eine Umweltschutzver- 
einbarung, die alle wichtigen Umweltschutzberei- 
che, wie Luft- und Gewässerreinhaltung sowie 
Waldschäden und Naturschutz, umfaßt. 


22. Wie groß ist ihr Umfang jetzt, und welcher Um- 
fang wird von der Bundesregierung ange- 
strebt? 


Die Gebietskategorien haben folgende Flächenaus- 
dehnung: 

— Naturschutzgebiete: 

245 578 ha (ohne NSG-Flächen in Nord- und Ost- 
see) 

— Nationalparke: 

559 000 ha 

(einschließlich Meeresflächen der National- 
parke „Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer“ 
und „Niedersächsisches Wattenmeer“) 

— Landschaftsschutzgebiete: 

6 681 371 ha 

— Naturparke: 

5 169 300 ha 

Die Naturparke umschließen im großen Umfange 
Landschaftsschutzgebiete oder auch Naturschutz- 
gebiete. 

Darüber hinaus geschützte Landschaftsbestand- 
teile und Naturdenkmale haben nur vergleichs- 
weise geringe Flächenausdehnungen. 

Die Bundesregierung hält die Ausweitung weiterer 
Schutzgebiete durch die Länder, insbesondere von 
Naturschutzgebieten, für erforderlich. Dabei sind 
jeweils neben der Flächenausdehnung insbeson- 
dere Art und Maß der durchgesetzten Schutz- und 
Pflegemaßnahmen von entscheidender Bedeutung. 

Darüber hinaus ist sie der Ansicht, daß die Schaf- 
fung eines Biotopverbundsystems durch die Län- 
der, in das förmlich geschützte Biotope und auch 
wertvolle Biotope außerhalb von Schutzgebieten 
einbezogen werden, zur Erfüllung der Naturschutz- 
ziele notwendig ist. Damit würde ein entscheiden- 
der Beitrag zum Erhalt der Lebensstätten der ge- 
fährdeten Tier- und Pflanzenarten geleistet. 

Die Trinkwasserschutzgebiete (Grundwasser und 
Talsperren) der Länder umfassen nach dem Stand 
von 1980 über 8 000 fachlich umgrenzte bzw. festge- 
setzte Gebietszonen. Für die Zukunft wird noch die 
Festlegung von weiteren rd. 6 000 Gebietszonen 
(Fassungsbereiche, engere und weitere Schutzzo- 
nen) in der Bundesrepublik Deutschland für erfor- 
derlich gehalten. 


23. Können aus diesen schutzbedürftigen Ressour- 
cen Beschränkungen hinsichtlich der Landbe- 
wirtschaftung entstehen? 

24. Wie gedenkt die Bundesregierung ggf. diese Be- 
schränkungen in den Gebieten und bei den un- 
mittelbar Betroffenen auszugleichen? Ergeben 
sich in diesem Zusammenhang ggf. positive 
Auswirkungen auf die Erhaltung von Arbeits- 
plätzen im ländlichen Raum durch neue Aufga- 
ben der Landwirtschaft im Umweltbereich? 


Es ist offenkundig, daß der Schutz der genannten 
Ressourcen bereits jetzt partiell zu Beschränkun- 
gen der Landbewirtschaftung führt. Für entspre- 
chende Maßnahmen sind die Länder zuständig. 

Von besonderer Bedeutung sind dabei Regelungen 
bei Auflagen, die noch keine entschädigungspflich- 
tige Enteignung darstellen, gleichwohl aber bereits 
zu erheblichen Einkommenseinbußen führen kön- 
nen. Für solche Fälle sehen einige Gesetze der Län- 
der Regelungen über einen Härteausgleich oder so- 
genannte Ausgleichszahlungen vor: 

1. Nach dem Naturschutzrecht sind in Bayern, Ber- 
lin, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein Ausgleichsleistungen für 
Wirtschaftserschwernisse im Einzelfall möglich. 

Darüber hinaus werden in einigen Bundeslän- 
dern bestimmte Naturschutzprogramme geför- 
dert oder sind geplant. Die Ausgleichszahlung be- 
trägt 100 bis 900 DM/ha. 

2. Nach dem Wasserrecht können für erhöhte Auf- 
wendungen zum Schutz der Gewässer in Härte- 
fällen in Nordrhein-Westfalen pauschale Aus- 
gleichsleistungen zu Lasten des Wasserversor- 
gungsunternehmens gewährt werden. Von dieser 
Möglichkeit ist allerdings bislang kein Gebrauch 
gemacht worden. 

Zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit, 
insbesondere der Einheitlichkeit der Lebensver- 
hältnisse, wäre es wünschenswert, wenn in allen 
Ländern einheitliche Regelungen über unterhalb 
der Enteignungsschwelle liegende Nutzungsbe- 
schränkungen getroffen würden. Die Bundesregie- 
rung ist der Auffassung, daß auch bei weiter zuneh- 
menden Beschränkungen der Landbewirtschaftung 
die Funktionsfähigkeit und die Existenz der Land- 
und Forstwirtschaft zu sichern sind. 

Inwieweit durch Umweltauflagen für bisher land- 
wirtschaftlich genutzte Flächen Arbeitsplätze im 
ländlichen Raum erhalten werden können, kann 
noch nicht abgeschätzt werden. Denkbar ist, daß bei 
u. U. erforderlichen Pflegemaßnahmen auf nicht 
mehr landwirtschaftlich genutzten Flächen (z. B. 
Mahd zur Erhaltung von Feuchtwiesen oder Trok- 
kenrasen), sich künftig neue Aufgaben und damit 
Erwerbsmöglichkeiten für Landwirte ergeben 
könnten. Daneben kann im Zuge der Freisetzung 
von Flächen aus der landwirtschaftlichen Produk- 
tion auch die Neuanlage von Wald (Erstaufforstung) 
auf bisher landwirtschaftlichen Flächen in Frage 
kommen. Die Stärkung der forstlichen Produktion 
hat eine wichtige Bedeutung für die Erhaltung von 
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Arbeitsplätzen in der Forst- und Holzwirtschaft,. zu- 
mal bundes- wie auch EG-weit ein erheblicher Im- 
portbedarf bei Holz und Holzprodukten gegeben ist. 
Eine Ausweitung der Waldfläche wäre daher wirt- 
schaftlich sinnvoll und aufgrund der günstigen Um- 
weltwirkungen des Waldes bei einem den natürli- 
chen Standortgegebenheiten entsprechenden Wald- 
aufbau und bei Erhaltung wichtiger andere Biotope 
(Trockenrasen, Feuchtwiesen etc.) auch aus Ökologi- 
scher Sicht positiv zu bewerten. 


25. Stellt der Trend zum Eigenheim eine Chance 
zur Stärkung der ländlichen Räume dar? 

In ländlichen Regionen ist die Wohneigentumsbil- 
dung erheblich leichter als in verdichteten und 
hochverdichteten Regionen. Dies kommt in den un- 
terschiedlichsten Eigentumsquoten zum Ausdruck. 
So lebten 1978 in ländlichen Regionen 53 % der 
Haushalte in eigenen Häusern bzw. Wohnungen, in 
hochverdichteten Regionen nur knapp 32 %. Seit 
1978 haben sich diese Unterschiede eher noch ver- 
stärkt. 

Der Eigenheimbau ist in ländlichen Regionen vor 
allem deshalb leichter, weil dort 

— die Grundstückspreise niedriger sind, in vielen 
Fällen ein Baugrundstück aus Familienbesitz 
vorhanden ist und 

— meist Einsparungen durch hohe Eigenleistun- 
gen oder durch Nachbarschaftshilfe möglich 
sind. 

Nach einer neuen Untersuchung ist mit Kostenun- 
terschieden im Eigenheimbau zwischen städtischen 
und ländlichen Gebieten von ca. 1 000 DM/m^ 
Wohnfläche zu rechnen.*) 

Beim hohen Stellenwert des Eigenheims in der Le- 
bensplanung junger aktiver Menschen sind die gün- 
stigen Voraussetzungen für den Erwerb eines Ei- 
genheims ein wichtiger Faktor bei der Erhaltung 
der Attraktivität des ländlichen Raumes. 

Die durch den Eigenheimbau ausgelöste Bautätig- 
keit in ländlichen Regionen schafft Beschäftigung 
und Einkommen, auch wenn in gewissem Umfang 
Unternehmensleistungen durch Selbsthilfe und 
Nachbarschaftshilfe eingespart werden. Insofern 
trägt die Wohneigentumsbildung auch zur wirt- 
schaftlichen Stabilisierung des ländlichen Raumes 
bei. 

Zur Sicherung der langfristigen Attraktivität des 
ländlichen Raumes ist allerdings Zersiedlungsten- 
denzen, insbesondere auch mit negativen Auswir- 
kungen auf Natur und Landschaft, entgegenzuwir- 
ken. 


*) „Perspektiven der Wohnungsfinanzierung“, Gutachten 
einer unabhängigen Kommission der Arbeitsgemein- 
schaft Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städte- 
bau und Raumplanung e. V. und GEWOS e. V., Frank- 
furt 1985. 


26. Wie beurteilt die Bundesregierung das Pendler- 
problem von den ländlichen Gebieten in die Ver- 
dichtungsräume? 

Entscheidend für die finanzielle und körperliche 
Belastung der Berufspendler durch den Weg zur 
Arbeit sind die Pendelzeiten und -entfernungen. 

Über Stand und Entwicklung der Pendlerverflech- 
tungen zwischen ländlichen Gebieten und Verdich- 
tungsräumen wnrden seit der Volkszählung 1970 
keine Daten mehr erhoben, so daß eine aktuelle 
Informationsgrundlage zur Beurteilung möglicher 
Probleme der Berufs- und Ausbildungspendler 
fehlt. Aus vorliegenden Stichprobenergebnissen 
(Mikrozensus) können nur begrenzte Trendaussa- 
gen zur zeitlichen und räumlichen Entwicklung des 
Berufspendlerverkehrs abgeleitet werden. 

Traditionell gilt als Berufspendler, wer auf dem 
Weg zum Arbeitsplatz seine Wohnortgemeinde ver- 
läßt. Diese Definition ist jedoch durch die Verwal- 
tungs- und Gebietsreformen der siebziger Jahre 
kaum noch aussagefähig. Seit 1970 sind deshalb 
Hauptkriterien zur Ermittlung von Pendlerbezie- 
hungen das Verlassen des Wohngrundstücks sowie 
Entfernung und Zeitaufwand für den Arbeitsweg 
zur Arbeitsstätte. 

Die durchschnittlichen Pendelzeiten sind in ländli- 
chen, überwiegend peripheren Regionen und in 
Verdichtungsräumen etwa gleich hoch, in Regionen 
mit Verdichtungsansätzen und gemischt städtisch- 
ländlicher Siedlungsstruktur dagegen deutlich nied- 
riger. Es bestehen allerdings erhebliche großräu- 
mige Unterschiede zwischen ländlichen Regionen 
in Baden-Württemberg und Bayern mit sehr niedri- 
gen durchschnittlichen Pendelzeiten und in Hessen 
sowie in Norddeutschland mit verhältnismäßig ho- 
hen Anteilen an Langzeitpendlern. 

Die längsten durchschnittlichen Pendelentfernun- 
gen treten im weiteren Umland großer Städte wie 
Hamburg, Frankfurt oder München auf. Ländlich 
geprägte Regionen mit längeren Pendelentfernun- 
gen (bis zu 50 % der Wege länger als 10 km) finden 
sich vor allem in Hessen, Rheinland-Pfalz und Tei- 
len Niedersachsens. 

Insgesamt ergibt sich kein einheitliches Bild der 
Pendlerproblematik in ländlichen Regionen. Ver- 
mutlich treten die größten Zeit- und Kostenbela- 
stungen für Pendler im weiteren Umland der Kern- 
städte der Verdichtungsräume auf, das nach seinem 
Erscheinungsbild zwar ländlich geprägt, aber funk- 
tional dem jeweiligen Verdichtungsraum zuzurech- 
nen ist. In peripher gelegenen ländlichen Gemein- 
den ist zwar der Anteil der Berufspendler an den 
Erwerbstätigen verhältnismäßig klein; es werden 
jedoch z. T. sehr lange Strecken zurückgelegt, die 
neben einer finanziellen auch eine erhebliche kör- 
perliche und seelische Belastung für die Betroffen- 
nen darstellen können. 

Ähnliches gilt für Wochenendpendler, deren aktu- 
elle Zahl die amtliche Statistik allerdings nicht er- 
faßt. 
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27. Beziehen Bahn und Post bei ihren weiteren Pla- 
nungen die Bedürfnisse des ländlichen Raumes 
genügend in ihre Überlegungen mit ein? 

Die Leitlinien zur Konsolidierung der Deutschen 
Bundesbahn vom 23. November 1983 und die Pro- 
grammatischen Schwerpunkte der Raumordnung 
vom 30. Januar 1985 tragen dazu bei, daß die Be- 
lange des ländlichen Raumes mit dem ihnen zu- 
kommenden Gewicht berücksichtigt werden. Ge- 
genwärtig prüft der Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau, ob und inwieweit 
durch Fortentwicklung der Entschließungen der 
Ministerkonferenz für Raumordnung über die Ab- 
stimmung raumbedeutsamer Planungen und Maß- 
nahmen der Deutschen Bundespost bzw. der Deut- 
schen Bundesbahn mit den Erfordernissen der 
Raumordnung vom 19. Juli 1978 bzw. vom 17. Juli 
1979 die Abstimmung gemäß § 4 Abs. 1 Raumord- 
nungsgesetz verbessert werden kann. 

Die Deutsche Bundespost hat für die Bedienung des 
ländlichen Raumes mit postalischen Leistungen ein 
besonderes Programm „Postversorgung auf dem 
Lande“ aufgestellt. Damit ist gesichert, daß eine den 
jeweiligen örtlichen Verhältnissen angepaßte aus- 
reichende Versorgung vorgenommen wird. Dieses 
Programm ist zudem so gestaltet, daß es Verände- 
rungen schnell angepaßt werden kann. 

Im übrigen wird auf die Antworten zu Fragen 2 und 
17 verwiesen. 


28. Welche Bedeutung kommt den Vereinen bei der 
Erhaltung der Dorfstrukturen zu, und wie kön- 
nen sie bei ihrer Arbeit unterstützt werden? 

Bedeutung und Aufgaben der Vereine sind im länd- 
lichen Raum im allgemeinen wesentlich größer als 
in den Städten — insbesondere größer als in den 
Verdichtungsräumen. Neben der eigentlichen 
Zwecksetzung kommt ihnen eine nicht hoch genug 
einzuschätzende Integrationskraft für die dörfliche 
Gemeinschaft zu. Dies zeigt sich insbesondere auf 
allen Ebenen des Wettbewerbs „Unser Dorf soll 
schöner werden“*, dejr ganz wesentlich von den Ver- 
einen getragen wird. 

Die Vereine sind jedoch teilweise gerade in dünn- 
besiedelten ländlichen Regionen mit rückläufiger 
Bevölkerung, vor allem durch Überalterung ihres 
Mitgliederbestandes gefährdet. Das Überleben sol- 
cher Vereine ist häufig nur noch durch den Zusam- 
menschluß von Vereinen mehrerer Dörfer gewähr- 
leistet. 

Das Vereinsleben wird vielfach von der Tatkraft 
und der Einsatzfreudigkeit der sozial aktiven Per- 
sönlichkeiten (z. B. Pfarrer, Lehrer, Geschäftsleute) 
getragen. In vielen kleineren Dörfern fehlen sie 
aber bereits. Auch die bisher dominierende Füh- 
rungskraft der Landwirtschaft geht mehr und mehr 
zurück. Bauern und Bäuerinnen sind zeitlich sehr 
gebunden, meistens sogar arbeitsmäßig überlastet. 


Einen vergleichsweise hohen Organisationsgrad 
weisen nach wie vor die Landjugend- und die Land- 
frauenvereine auf, die zunehmend auch nichtland- 
wirtschaftliche Bevölkerungskreise einbeziehen. 
Beide Organisationen tragen wesentlich dazu bei, 
die Eigeninitiative und das Verantwortungsbewußt- 
sein der Beteiligten gegenüber Gesellschaft und 
Umwelt zu unterstützen und somit die Lebensbe- 
dingungen im ländlichen Raum zu verbessern. 

Aufgrund ihrer zahlreichen Aufgaben sind die Akti- 
vitäten der Vereine und auch der kirchlichen Ein- 
richtungen hoch einzuschätzen. Die Bundesregie- 
rung hat keine Möglichkeit, Vereine direktrzu un- 
terstützen. Sie fördert jedoch mit Bundesmitteln die 
Durchführung von zentralen Informationsveran- 
staltungen z. B. der Landfrauen- und Landjugendor- 
ganisationen. Auch steuerliche Maßnahmen (Ge- 
meinnützigkeit) und Zuwendungen monetärer 
(durch Gemeinde) und nichtmonetärer Art (z. B. un- 
entgeltliche Nutzung von Gemeinschaftsanlagen) 
stellen Hilfen dar. 


29. Wie kann gewährleistet werden, daß der erfor- 
derliche Straßenbau im ländlichen Raum nicht 
dorf- und landschaftszerstörend wirkt? 

Zur Einschränkung der Flächeninanspruchnahme 
und zur Verbesserung der dörflichen wie landwirt- 
schaftlichen Verkehrsverhältnisse werden — insbe- 
sondere beim Bau von Fernverkehrs- und Ortsum- 
gehungsstraßen — sogenannte Unternehmensver- 
fahren nach dem Flurbereinigungsgesetz durchge- 
führt. Bei der Förderung des Ausbaus ländlicher 
Wegenetze wird darauf geachtet, daß Ausbauart, 
-dichte und Gestaltung der Verkehrswege den na- 
turräumlichen und landwirtschaftlichen Erforder- 
nissen entsprechen. 

Der Schutz der Umwelt ist heute auch selbstver- 
ständliches Element des Bundesfernstraßenbaues. 

Die befestigten Flächen der Bundesfernstraßen be- 
tragen lediglich 0,19 % der Fläche des Bundesge- 
biets. Auf dem Bundesfernstraßennetz, das nur 
etwa 8,3 % der Länge aller öffentlichen Straßen aus- 
macht, konzentriert sich jedoch etwa die Hälfte des 
gesamten Straßenverkehrs. 

Bereits auf der Stufe des Bundesverkehrswegepla- 
nes und des Bedarfsplanes für die Bundesfernstra- 
ßen werden innerörtliche Abgas-, Lärm- und Trenn- 
wirkungen in die Abwägung von Nutzen und Ko- 
sten der Straßenbauprojekte einbezogen. Darüber 
hinaus werden die Auswirkungen auf Naturhaus- 
halt und Landschaftsbild einer ökologischen Risiko- 
abschätzung unterzogen. Bei der aktuellen Über- 
prüfung des Bedarfsplanes hat diese ökologische 
Risikoeinschätzung auch zu Rückstufungen in der 
Dringlichkeit und auch zur Aufgabe von Projekten 
geführt. 

Bei den nachfolgenden Planungsstufen, Linienbe- 
stimmung und Planfeststellung werden u. a. auch 
die Belange kleinerer Gemeinden vertiefend unter- 
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sucht und soweit wie möglich berücksichtigt. Die 
Gemeinden werden dabei beteiligt. 

Etwa drei Viertel aller Bundesstraßenneubauten 
sind Ortsumgehungen; sie schaffen häufig erst die 
Voraussetzung für eine Ortskernsanierung. 

Zur Planung gehören Untersuchungen zur Umwelt- 
verträglichkeit mit der Darstellung der Verhält- 
nisse vor der geplanten Maßnahme, der erwarteten 
Eingriffe durch die Maßnahme sowie der dafür er- 
forderlichen und vorgesehenen Ausgleichs- und Er- 
satzmaßnahmen im landschaftspflegerischen Be- 
gleitplan. 

Es wird versucht, Straßenbaumaßnahmen so zu pla- 
nen und zu gestalten, daß Beeinträchtigungen von 
vornherein so weit wie möglich vermieden werden, 
z. B. durch eine Linienführung, die empfindliche 
Gebiete umgeht, durch Tieferlegung der Gradiente 
oder durch flexible Handhabung von Ausbaustan- 
dards. 

Für unvermeidbare Eingriffe in Natur und Land- 
schaft werden nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
Maßnahmen zum Ausgleich oder ggf. zum Ersatz 
vorgesehen. Regelmäßig werden Lärmschutzanla- 
gen in Siedlungsbereichen errichtet und Schutz- 
und Abdichtungsmaßnahmen in Wasserschutzge- 
bieten vorgenommen. 

Durch einzelne Maßnahmen beeinträchtigte wert- 
volle Biotope werden ggf. auch weitab der Trasse an 
geeigneten Standorten ersatzweise neu geschaffen, 
oder es werden andere, dem Naturhaushalt oder der 
Landschaft dienliche Maßnahmen durchgeführt. 

Im übrigen sind 1985 für einen städtebaulich sen- 
siblen und umweltfreundlichen Straßenbau Emp- 
fehlungen für die Anlage von Erschließungsstraßen 
(EAE 85) fertiggestellt worden. Für innerörtliche 
Hauptverkehrsstraßen, die klassifizierte Ortsdurch- 
fahrten einschließen, werden gegenwärtig entspre- 
chende Empfehlungen erarbeitet. 


30. Trifft es zu, daß in den ländlichen und struktur- 
schwachen Regionen überwiegend gewerbliche 
Betriebe mit veralteten Technologien anzutref- 
fen sind? 

Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen 
deuten darauf hin, daß gerade strukturschwache 
Regionen Defizite bei Investitionen im Bereich For- 
schung, Entwicklung und jungen Produktbereichen 
aufweisen. Deshalb sind alle Ansatzpunkte für eine 
stärker technologieorientierte Regionalförderung 
zu nutzen. Dies sind insbesondere Anreize für die 
unternehmerische Invesitionstätigkeit, die Schaf- 
fung qualitativ hochwertiger Arbeitsplätze sowie 
die Verbesserung der wirtschaftsnahen Infrastruk- 
tur. Dem wurde mit den Beschlüssen des Planungs- 
ausschusses der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ im Juni 
1985 Rechnung getragen. Danach werden die An- 
reize für innovative Aktivitäten und zur Schaffung 
qualifizierter Arbeitsplätze in den strukturschwa- 


chen Regionen verstärkt und damit besonderes Ge- 
wicht auf die Entfaltung innovativer Aktivitäten 
und die Schaffung wettbewerbsfähiger, qualifizier- 
ter Arbeitsplätze in den Problemregionen gelegt 
(s. auch Antwort zu Frage 17). 


31. Welche Auswirkungen hat die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstrukur und 
des Küstenschutzes“ für die ländlichen und 
strukturschwachen Regionen? 

Mit den Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ sollen eine leistungsfähige, auf künftige 
Anforderungen ausgerichtete Land- und Forstwirt- 
schaft gewährleistet und deren Eingliederung in 
den gemeinsamen Markt der Europäischen Ge- 
meinschaften (EG) erleichtert sowie der Küsten- 
schutz verbessert werden. 

Die Vorschläge der Bundesregierung sowie die Ver- 
teilung der Bundesmittel auf die Länder orientieren 
sich an dem verfassungsmäßigen Auftrag, Dispari- 
täten abzubauen und gleichwertige Lebensverhält- 
nisse in den Regionen der Bundesrepublik Deutsch- 
land anzustreben. Dies erfordert eine besondere Be- 
rücksichtigung strukturschwacher Gebiete bei der 
Förderung. 

— Flurbereinigung 

Sie ist in erster Linie eine Maßnahme, die die Ein- 
kommen der Landwirtschaft durch Senkung der 
Produktionskosten verbessert. Damit trägt sie we- 
sentlich dazu bei, eine bäuerliche Landwirtschaft zu 
erhalten und deren Leistungs- und Wettbewerbsfä- 
higkeit zu stärken. Sie unterstützt dabei auch ent- 
scheidend die Lösung der Konflikte, die sich aus 
einer immer stärkeren Beanspruchung der ländli- 
chen Regionen durch unsere Gesellschaft ergeben. 
1984 dienten etwa 80 % der Flurberein^gungsverf äh- 
ren mit Besitzeinweisung zugleich der Erfüllung 
außerlandwirtschaftlicher Aufgaben. Bei der 
Durchführung von Flurbereinigungsmaßnahmen 
werden zunehmend landschaftspflegerische 
Aspekte sowie ökologische Belange (Biotop- und 
Artenschutz) berücksichtigt. Der Anteil der Verfah- 
ren, in denen über das übliche Maß hinaus Maßnah- 
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
durchgeführt, mindestens aber durch Planung, Bo- 
denordnung und Flächenbereitstellung ermöglicht 
oder gefördert werden, hat an Bedeutung gewon- 
nen. Ihr Anteil erhöhte sich in den letzten zehn Jah- 
ren von 19 auf 37 % aller Verfahren. 

— Dorfemeuerung 

Sie stellt eine wirkungsvolle Maßnahme zur Ver- 
besserung der Lebens-, Wohn- und Arbeitsverhält- 
nisse in den Dörfern dar und hat die Aufgabe, über- 
lieferte dörfliche Strukturen und Eigenarten mög- 
lichst zu erhalten, gleichzeitig aber den geänderten 
Bedürfnissen der Bewohner — vor dem Hinter- 
grund des Funktionswandels in der Landwirtschaft 
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und in den ländlichen Regionen, dem sozialen Wan- 
del und den veränderten Wohn- und Lebensverhält- 
nissen — anzupassen. Gefördert werden z.B. die 
Verbesserung der innerörtlichen Verkehrsverhält- 
nisse, Maßnahmen zur Erhaltung typischer Ortsbil- 
der, Modernisierung und Instandsetzung von land- 
wirtschaftlichen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden 
(siehe Antwort zu Frage 2). 

— Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

Sie werden insbesondere zur Verbesserung der 
landwirtschaftlichen Produktionsbedingungen, zur 
Behebung infrastruktureller Defizite und zur Ver- 
besserung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse im 
ländlichen Raum durchgeführt und tragen somit 
insgesamt wesentlich zur erforderlichen Entwick- 
lung dieses Raumes bei. Dies gilt vor allem für Vor- 
haben der Wasserversorgung (Bau zentra- 
ler Wasserversorgungsanlagen, Herstellung über- 
örtlicher Trinkwasserverbundleitungen) und Ab- 
wasserbehandlung (Kläranlagen, Kanalisationen) 
sowie den ländlichen Wegebau. Dieses Wegenetz 
dient zwar in erster Linie der Funktionsfähigkeit 
der Wirtschaftsflächen, verbessert gleichzeitig aber 
auch generell das Wegenetz im ländlichen Raum. 
Die Maßnahmen sind in den sehr oft dünnbesiedel- 
ten ländlichen Gebieten wesentliche Voraussetzung 
zur Entwicklung dieser Räume, verursachen aber 
deutlich höhere Kosten als in Städten und Verdich- 
tungsräumen. 

— Küstenschutz 

Diese Maßnahme soll verhindern helfen, daß immer 
wieder äuftretende Sturmfluten unermeßliche 
Schäden anrichten. Sie ist eine wesentliche Voraus- 
setzung für die Erhaltung und Sicherung des Le- 
bensraumes an den deutschen Küsten und auf den 
vorgelagerten Inseln mit rd. 1 Mio. ha landwirt- 
schaftlich genutzter Fläche (LF). 

— Einzelbetriebliche Investitionsförderung 

Sie hat die Verbesserung der landwirtschaftlichen 
Einkommen und Lebensverhältnisse in bäuerlichen 
Betrieben zum Ziel, 

Hierzu dienen: 

= das einzelbetriebliche Investitionsförderungs- 
programm, 

= das Agrarkreditprogramm, 

= Investitionshilfen zur Energieeinsparung, 

= die ländliche Siedlung. 

Art und Umfang der einzelbetrieblichen Investi- 
tionsförderung sind in den letzten Jahren stark von 
den agrarpolitischen Kurskorrekturen bestimmt 
worden. Ein wesentlicher Grund war, daß seit dem 
1. November 1983 Kapazitätserweiterungen in der 
Milchviehhaltung von der Förderung ausgeschlos- 
sen sind. Daneben war auch die abwartende Hal- 


tung vieler Landwirte bei Investitionen angesichts 
rückläufiger Gewinne von Bedeutung. 

— Förderung in benachteiligten Gebieten 

Sie umfaßt neben günstigeren Konditionen bei der 
Investitionsförderung auch die Zahlung einer Aus- 
gleichszulage je Großvieheinheit und Hektar Fut- 
terfläche. Damit sollen ständige natürliche Nach- 
teile ausgeglichen und ein Beitrag zur Aufrechter- 
haltung der Landbewirtschaftung in diesen Gebie- 
ten geleistet werden. Die Ausgleichszulage kann 
seit 1985 in allen benachteiligten Gebieten gewährt 
werden, das sind rd. 4 Mio. ha LF. Mit dieser Aus- 
weitung erhalten landwirtschaftliche Betriebe in 
überwiegend strukturschwachen ' und landwirt- 
schaftlich ungünstigen Standorten zusätzliche Mit- 
tel (zur weiteren Ausdehnung der Gebiete siehe 
Antwort zu Frage 32). 


— Förderung forstwirtschaftlicher Maßnahmen 

Damit wird ein Beitrag zur Erhaltung und Mehrung 
des Waldes geleistet und seine ordnungsgemäße 
Bewirtschaftung gestützt. Angesichts der Waldschä- 
den kommt ihnen eine besondere Bedeutung zur 
Erhöhung der Widerstandsfähigkeit der Bäume und 
des Ökosystems „Wald“ zu. 

Die Maßnahmen unterstützen insbesondere Erst- 
aufforstungen, Nachbesserungen, Umwandlungen 
in standortgemäßem Hochwald, Schutzpflanzun- 
gen, Düngung, forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse und Wegebau. 

Mit den vorgenannten Maßnahmen trägt die Ge- 
meinschaftsaufgabe insgesamt dazu bei, die Er- 
werbs- und Siedlungsstruktur und damit die Le- 
bensverhältnisse im ländlichen Raum zu verbes- 
sern sowie die strukturelle Anpassung der land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebe zu erleichtern. 
Dabei ist auf die Erfordernisse des Umweltschutzes, 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu- 
nehmend Rücksicht genommen worden. 

Die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes“ in den siedlungsstrukturellen Gebietstypen 
(siehe Karte, Antwort zu Frage 1) in den Jahren 
1975 bis 1984 auf gewendeten Subventionswerte (auf 
den Bewilligungszeitpunkt abgezinste Werte) sind 
im nachfolgenden Schaubild abgebildet. Der 
Schwerpunkt der Förderung lag in dieser Zeit in 
den ländlich geprägten, überwiegend peripheren 
Regionen. Die den Subventionswerten zugrundelie- 
genden Mittel sind auch von konjunkturpolitischer 
Bedeutung und tragen gerade in ländlichen und 
strukturschwachen Gebieten erheblich zur Bele- 
bung der Wirtschaftstätigkeit bei; sie kommen da- 
mit auch der nichtlandwirtschaftlichen Bevölke- 
rung zugute. Die investitionsinduzierende Wirkung 
dieser Fördermittel im Bereich der Flurbereinigung 
und der Wasserwirtschft beträgt meist das Doppel- 
te, in Einzelfällen auch ein Mehrfaches der einge- 
setzten Haushaltsmittel. Nach empirischen Unter- 
suchungen kann unterstellt werden, daß seit Be- 
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ginn der Gemeinschaftsaufgabe mit den eingesetz- 
ten Fördermitteln von rd. 14 Mrd. DM (Bundes- und 
Landesmittel) Investitionen von rd. 30 Mrd. DM in 
den Bereichen Flurbereinigung und Wasserwirt- 
schaft ausgelöst worden sind. Bei der einzelbetrieb- 
lichen Förderung und der Dorferneuerung ist die 
induzierte Wirkung je nach Kombination der Förde- 
rungstatbestände innerhalb der Einzelmaßnahmen 
noch höher. 


32. Hat oder beabsichtigt die Bundesregierung 
neue Zielvorgaben für diese Gemeinschaftsauf- 
gabe? 

Bei der Ausrichtung der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ (GAK) ist zu berücksichtigen, daß die 
Agrarstrukturpolitik in einem engen Zusammen- 
hang zur Wirtschafts-, Regional- und Raumord- 
nungspolitik steht und in den Rechtsrahmen einge- 
bunden ist, den die EG setzt (s. Antwort zu Frage 
35). Durch eine Verbindung der agrar strukturellen 
mit außerlandwirtschaftlichen Förderungsinstru- 
menten kann in den strukturschwachen ländlichen 
Regionen auch längerfristig die Landbewirtschaf- 
tung im erforderlichen Umfang am ehesten sicher- 
gestellt werden. 

Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren auf 
eine verstärkte Förderung der kleineren und mittle- 
ren landwirtschaftlichen Betriebe hingewirkt. Dazu 
zählen vor allem die Einführung des Agrarkredit- 
programms und die Abschaffung der FÖrder- 
schwelle im einzelbetrieblichen Investitionsförde- 
rungsprogramm. Gleichzeitig wurde die Prosperi- 
tätsschwelle mit Hilfe des Kriteriums „Summe der 
positiven Einkünfte“ neu geregelt. Junglandwirte 
können seit 1984 eine verbesserte Investitionsförde- 
rung erhalten. Darüber hinaus wurde die Dorfer- 
neuerung in den Katalog der förderungsfähigen 
Maßnahmen aufgenommen, und es wurde sicherge- 
stellt, daß den Erfordernissen des Umwelt- und Na- 
turschutzes sowie der Landschaftspflege verstärkt 
Rechnung getragen wird. Insbesondere sollen Maß- 
nahmen mit der Folge der Umwandlung oder einer 
wesentlichen sonstigen Beeinträchtigung seltener 
oder ökologisch wertvoller Biotope und Land- 
schaftsbestandteile nicht mehr gefördert werden. 

Die Agrarstrukturpölitik hat in zunehmendem 
Maße der Überschußsituation auf wichtigen Agrar- 
märkten Rechnung zu tragen und die außerland- 
wirtschaftliche Arbeitsmarktsituation zu berück- 
sichtigen. Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
als ein zentrales Instrument der Agrarstrukturpoli- 
tik ist deshalb so auszurichten, daß trotz erschwer- 
ter Bedingungen eine leistungsfähige, zukunfts- 
orientierte Landwirtschaft gewährleistet wird. Dies 
drückt sich insbesondere in der Anpassung der Pro- 
duktionskapazitäten landwirtschaftlicher Betriebe 
an die technischen Möglichkeiten sowie die natürli- 
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse aus. 

Die Bundesregierung hat in diesem Zusammen- 
hang die Ausgleichszulagengebiete im Jahre 1985 


ausgedehnt und zusätzliche Mittel für die Aus- 
gleichszulage in Höhe von nunmehr 190 Mio. DM 
bereitgestellt. Sie setzt sich ferner bei der EG dafür 
ein, die benachteiligten Gebiete um weitere rd. 
2 Mio. ha LF auf rd. 6 Mio. ha LF (rd. 50% der LF 
des Bundesgebietes) auszuweiten. 


33. Wie gewährleistet die Gemeinschaftsaufgabe 
„Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, 
daß der Strukturwandel im ländlichen Raum 
ohne vermeidbare Harten abläuft? 

34. Durch welche Maßnahmen werden in ländli- 
chen Räumen gewerbliche Dauerarbeitsplätze 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Förde- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ ge- 
schaffen und gesichert? 

In den Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
stehen als Förderinstrumente die regionale Investi- 
tionszulage nach dem Investitionszulagengesetz, In- 
vestitionszuschüsse aus Haushaltsmitteln der Ge- 
meinschaftsaufgabe sowie Bürgschaften zur Verfü- 
gung. Daneben werden in den Fördergebieten zins- 
verbilligte Kredite des ERP-Regionalprogramms 
für Investitionen kleiner und mittlerer Unterneh- 
men gewährt. 

In den Fördergebieten außerhalb des Zonenrandge- 
bietes können die Investitionskosten von gewerbli- 
chen Produktionsbetrieben um bis zu 20% verbilligt 
werden. Um der besonderen Lage des Zonenrandge- 
bietes Rechnung zu tragen, das in seiner Gesamt- 
heit in die Gemeinschaftsaufgabe einbezogen ist, 
kann hier ein Förderhöchstsatz von bis zu 25% ge- 
währt werden. So wurden im Zonenrandgebiet von 
1982 bis 1984 Investitionsvorhaben der gewerbli- 
chen Wirtschaft mit einern Investitionsvolumen von 
insgesamt 11 Mrd. DM gefördert. Damit wurden 
nach Angabe der geförderten Unternehmen rd. 
35 000 Arbeitsplätze neu geschaffen und rd. 224 000 
gefährdete Arbeitsplätze gesichert. Für wirtschafts- 
nahe Infrastruktureinrichtungen mit einem Ge- 
samtinvestitionsvolumen von 696 Mio. DM wurden 
in demselben Zeitraum Gemeinschaftsaufgabe-Zu- 
schüsse in Höhe von 233,4 Mio. DM bereitgestellt. 

Die gemeinsame regionale Wirtschaftspolitik von 
Bund und Ländern in der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
leistet in Verbindung mit dem Investitionszulagen- 
gesetz wichtige Beiträge zur Entwicklung der länd- 
lich strukturierten wirtschaftsschwachen Regionen 
in der Bundesrepublik Deutschland. Mit ihren inve- 
stitionsorientierten Förderinstrumenten wird das 
regionale Wirtschaftswachstum gestärkt, der not- 
wendige Strukturwandel erleichtert und die Aus- 
breitung des technischen Fortschritts gefördert. 
Über die Stärkung der Sachkapitalbasis und der 
Verbesserung der infrastrukturellen Voraussetzun- 
gen für die industrielle Entwicklung strukturschwa- 
cher Regionen hinaus sind gegen Ende der 70er/ 
Anfang der 80er Jahre zunehmend Anreize für In- 
vestitionen im Forschungs- und Entwicklungsbe- 
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reich, zur Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze im 
Forschungs-, Entwicklungs- und Managementbe- 
reich sowie von zusätzlichen Ausbildungsplätzen in 
das regionalpolitische Instrumentarium integriert 
worden. 

Insgesamt konnten seit Beginn der Gemeinschafts- 
aufgabe im Jahre 1972 bis zum 30. September 1985 
im produzierenden Gewerbe der Fördergebiete (ein- 
schließlich des Zonenrandgebietes) durch Gemein- 
schaftsaufgabemittel von 4,31 Mrd. DM Investitio- 
nen in Höhe von 138,3 Mrd. DM angestoßen werden. 
Durch dieses Investitionsvolumen konnten nach 
Angaben der geförderten Unternehmen 850 210 
neue Arbeitsplätze geschaffen und rd. 1,2 Mio. Ar- 
beitsplätze gesichert werden. Im gleichen Zeitraum 
wurde im Bereich der wirtschaftsnahen Infrastruk- 
tur durch Gemeinschaftsaufgabemittel von 4,2 Mrd. 
DM ein Investitionsvolumen von 9,1 Mrd. DM geför- 
dert. Die Gemeinschaftsaufgabe hat sich insoweit 
als ein aufnahme- und anpassungsfähiges Instru- 
ment erwiesen. Sie ist zu Beginn der 70er Jahre 
unter günstigeren gesamtwirtschaftlichen Bedin- 
gungen (gesamtwirtschaftlich hohes Beschäfti- 
gungsniveau, Arbeitskräftemangel in Verdichtungs- 
räumen, freie Arbeitskräfte in ländlichen Regionen, 
ausreichend mobiles Kapital) geschaffen worden. 
Im Verlauf der 70er und zu Beginn der 80er Jahre 
haben sich im gesamtwirtschaftlichen wie regiona- 
len Datenkranz Veränderungen ergeben; Arbeitslo- 
sigkeit ist zu einem schwerwiegenden gesamtwirt- 
schaftlichen Problem geworden. Das Ansiedlungs- 
potential, von dem wesentliche Beiträge zur Auflok- 
kerung der regionalen Wirtschaftsstruktur und die 
Bereitstellung neuer Arbeitsplätze erwartet wer- 
den, hat sich stark zurückgebildet. 

Der Bund Länder-Planungsausschuß der Gemein- 
schaftsaufgabe hat am 5. Juni 1985 das Förderkon- 
zept und -instrumentarium der Gemeinschaftsauf- 
gabe diesen veränderten Rahmenbedingungen an- 
gepaßt. Die vorhandenen ökonomischen Kräfte in 
den struktürschwachen Regionen (endogenes Ent- 
wicklungspotential), die Entfaltung innovativer Ak- 
tivitäten und die Schaffung wettbewerbsfähiger Ar- 
beitsplätze sollen wie folgt gefördert werden: 

— Stärkere Einbeziehung von Betrieben des 
Dienstleistungs- und Handwerksbereichs in die 
Förderung. 

— Verstärkung der Anreize für Investitionen zur 
Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze. Zu die- 
sem Zwecke ist der seit 1981 bestehende Förder- 
ansatz für Investitionen zur Schaffung hochwer- 
tiger Arbeitsplätze vereinfacht und wirksamer 
ausgestaltet worden. 

— Neben den Kosten für die physischen Investi- 
tionsgüter können auch Kosten für immaterielle 
Wirtschaftsgüter mit dem Investitionszuschuß 
gefördert werden, soweit sie tatsächlich aktiviert 
werden. Auf diese Weise kann die Durchführung 
von besonders innovativen Investitionen erleich- 
tert werden. 

Zwischenzeitlich hat die Bundesregierung durch 
eine Änderung des Investitionszulagengesetzes 
die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 


künftig eine Kumulation von Regionalzulage 
und Forschungs- und Entwicklungszulage er- 
möglicht wird. 

— In einer Gründungsphase von fünf Jahren kön- 
nen Investitionen mit dem Investitionszuschuß 
auch dann gefördert werden, wenn sie die sonst 
verlangte Erweiterungsschwelle von 50 oder von 
15% zusätzlichen Arbeitsplätzen nicht errei- 
chen. 

— Die Möglichkeiten zur Infrastrukturförderung 
sind erweitert worden durch die Einbeziehung 
z. B. der Erschließung von Gewerbegelände, der 
Wiederbenutzbarmachung von brachliegendem 
Gelände für förderfähige gewerbliche Zwecke 
und die Errichtung oder der Ausbau von For- 
schungs-, Innovations-, Technologie-, Gründer- 
zentren u. ä. Einrichtungen. 

Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß mit 
diesen Beschlüssen ein wichtiger Beitrag für die 
Abfederung des Strukturwandels im ländlichen 
Raum geleistet worden ist. Dies gilt insbesondere 
für die Förderung kleiner und mittlerer Unterneh- 
men, die in strukturschwachen ländlichen Regionen 
das Bild der Regionalwirtschaft prägen. 

Als weitere Ergänzung struktureller Anpassung 
stehen die arbeitsmarktpolitischen Mittel des Ar- 
beitsförderungsgesetzes (AFG) zur Verfügung, wo- 
bei insbesondere die Angebote qualifizierender 
Maßnahmen (berufliche Fortbildung und Umschu- 
lung) sowie Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
(ABM) die Integration Arbeitsuchender in das Be- 
schäftigungssystem erleichtern. 


35. Welche Auswirkungen haben die Änderungen 
der EG-Agrarstrukturrichtlinien 72/159 und 
75/268 auf die ländlichen und strukturschwa- 
chen Gebiete? 

Die Verordnung (EWG) Nr. 797/85 des Rates vom 
12. März 1985 zur Verbesserung der Effizienz der 
Agrarstruktur löst die drei Agrarstrukturrichtlinien 
72/159/EWG, 72/160/EWG und 72/161/EWG voll- 
ständig und die Richtlinie 75/268/EWG mit Aus- 
nahme der Artikel 1 bis 3 über die Festlegung der 
benachteiligten Gebiete ab. Es ist Aufgabe der Län- 
der, auf der Grundlage der rahmensetzenden För- 
derbestimmungen des Rahmenplans der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ die EG-Verordnung umzu- 
setzen. Das schließt die räumliche Schwerpunktbil- 
dung beispielsweise zugunsten von strukturschwa- 
chen Gebieten eines jeden Landes ein. 

Im Anwendungsbereich der einzelbetrieblichen In- 
vestitionsförderung (ehemalige RL 72/159/EWG) 
sind mit der VO (EWG) Nr. 797/85 einige wesentli- 
che Änderungen erfolgt, die insbesondere positive 
Auswirkungen für kleinere und mittlere landwirt- 
schaftliche Betriebe haben, deren Anteil in struk- 
turschwachen ländlichen Regionen überdurch- 
schnittlich hoch ist. Durch den Wegfall des ver- 
gleichbaren (außerlandwirtschaftlichen) Arbeitsein- 
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kommens als Förderungskriterium (sog. Förder- 
schwelle) und durch die Anerkennung der Einkom- 
mensstabilisierung neben der Einkommensverbes- 
serung als Zielsetzung des Betriebsverbesserungs- 
plans ist vor allem für kleinere und mittlere Be- 
triebe der Zwang beseitigt, einen für diese Betriebe 
ungewöhnlich großen Wachstumsschritt in einem 
Zuge vornehmen zu müssen und damit die in vielen 
Bereichen bestehende Überproduktion weiter zu 
verstärken. 

Durch die Neufassung der Prosperitätsklausel ist 
ferner gewährleistet, daß die Beihilfen auf die land- 
wirtschaftlichen Betriebe konzentriert werden, die 
dieser Hilfe am dringlichsten bedürfen. 

Ein wichtiger Bestandteil der Neuregelungen ist die 
Sonderförderung von Junglandwirten (unter 40 Jah- 
ren), durch die neben einer verbesserten Investi- 
tionsförderung über eine höhere Zinsverbilligung 
auch die Niederlassung im Sinne einer Betriebs- 
übernahme besonders gefördert werden kann. 
Durch die Gewährung einer Niederlassungsbeihilfe 
in Form eines Zuschusses von bis zu 10 000 DM an 
Junglandwirte ab 1986 im Rahmen der GAK geben 
Bund und Länder einen Anreiz für die frühzeitige 
Betriebsübernahme durch junge und gut ausgebil- 


dete Landwirte. Damit wird auch die Existenz land- 
wirtschaftlicher Betriebe in strukturschwachen Ge- 
bieten gestärkt. 

Die Förderung der Landwirtschaft in Berggebieten 
und bestimmten benachteiligten Gebieten behält 
durch die Effizienz-Verordnung ihren bisherigen 
hohen Stellenwert bei. Durch einige Änderungen 
und Ergänzungen ergeben sich für die Zukunft so- 
gar weitere Verbesserungen: 

— Der mögliche Höchstbetrag, bis zu dem die 
Ausgleichszulage gewährt werden kann, wird 
von 97 ECU (rd. 231 DM) auf 101 ECU (rd. 240 
DM) je Großvieheinheit und Hektar Futterflä- 
che heraufgesetzt. 

— Bei der Berechnung der Ausgleichszulage 
können in Zukunft bis zu 20 Milchkühe (bis- 
her 10) in den benachteiligten Agrarzonen und 
kleinen Gebieten berücksichtigt werden. 

— Außerdem kann die Ausgleichszulage zukünf- 
tig auch für maximal 15 Jahre weiter gewährt 
werden, wenn die Flächen aufgeforstet wor- 
den sind. 

Diese Maßnahmen tragen zur Stärkung der bäuerli- 
chen Einkommen auf schwierigen Standorten bei. 
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Anlage zu Fragen 20 und 21 Stand: 15. Januar 1986 

Errichtung und Sicherung schutzwürdiger Teile von Natur und Landschaft 
mit gesamtstaatlich repräsentativer Bedeutung 



Kapitel 10 02 Titel 882 07-549 

Projektliste 

Nr. Projekt 

Proj ektbeschreibung 

1. Abgeschlossene Vorhaben 

1.1 Hasseldorfer Marsch 
Schleswig-Holstein 

Träger: Stiftung 

Naturschutz 

Schleswig-Holstein 

Größtes Rastgebiet vieler Wat- und Wasseryogelarten auf dem 
Zug von Nordwest-Sibirien nach West-Europa (internationale Be- 
deutung). Unabdingbarer Bereich für den Vogelzug (Rückzugs- 
und Regenerationsgebiet). 

1.2 Altrheinarm 

Bienen-Praest 

Nordrhein-Westfalen 

Träger: Stadt Rees 

Der Altrheinarm „Bienen-Praest“ ist ein international bedeutsa- 
mes Feuchtgebiet. Es handelt sich um den größten Überwinte- 
rungsrastplatz für Saat- und Bleßgänse im deutschen Binnenland. 
Ziel ist der Erhalt bedrohter Flora und Fauna in einem typischen 
Ufer- und Altrheinarmbereich am Niederrhein. 

1.3 Mündungsgebiet der Ahr 
Rheinland-Pfalz 

Träger: Landkreis Ahrweiler 

Das Mündungsgebiet der Ahr ist die einzige weitgehend natürlich 
erhaltene Flußmündung von 20 Nebenflüssen des Rheins. Durch 
Flächenkauf konnte das Naturschutzgebiet vergrößert und somit 
die Voraussetzungen für den auch zukünftigen frei mäandrieren- 
den, hochwasserabhängigen Verlauf der Ahr geschaffen werden. 
Das Gebiet ist aus wissenschaftlicher Sicht (Art- und Zusammen- 
setzung der Vegetation) von besonderer Bedeutung. 

1.4 Meißendorf er Teiche 
Niedersachsen 

Träger: Landkreis Celle 

Altes, kaum mehr als solches genutzes Fischteichgebiet mit umlie- 
genden feuchten Wiesenflächen. Das Gebeit hat internationale 
Bedeutung. Es zeichnet sich durch eine äußerst hohe Artenvielfalt 
und ein seltenes Spektrum der Tier- und Pflanzenarten von nähr- 
stoffarmen bis zu nährstoffreichen Gewässern aus. Bedeutendes 
Rastgebiet für Zugvögel. 

1.5 Meerfelder Maar 
(Eifel) 

Rheinland- Pf alz 

Träger: Gemeinde 
Manderscheid 

Maar mit dem größten oberirdischen Wassereinzugsgebiet im Ver- 
hältnis zur Seeoberfläche und von besonderer hydrologischer Be- 
deutung. Durch die Maßnahme (Ankauf von Grundstücken und 
Tiefwasserableitung) wird die Wasserbeschaffenheit wiederherge- 
stellt und die Landschaft insbesondere im Uferbereich bewahrt 
(Maßnahme steht im Zusammenhang mit Ziffer 2.6). 

2. Laufende Vorhaben 


2.1 Elbniederungsgebiet 
Gartow-Höhbeck 

Niedersachsen 

Träger: Deutscher 

Bund für Vogelschutz 

Die außerordentliche Vielfalt pflanzlicher und tierischer Lebens- 
formen und die große Zahl unterschiedlicher Biotope im Grenzge- 
biet der atlantischen und kontinentalen Klimazonen verleihen 
dem Raum eine herausragende Bedeutung. Es ist außerdem ein 
Feuchtgebiet von internationaler Bedeutung. Bedeutendster 
Kranichbrutplatz in der Bundesrepublik Deutschland und die 
noch einzigen Vorkommen von Rotbauchunken. 

2.2 Dannenberger Marsch 
Niedersachsen 

Träger: Landkreis 
Lüchow-Dannenberg 

Feuchtgebiet internationaler Bedeutung. Bereich mit der höch- 
sten in der Bundesrepublik Deutschland festgestellten Siedlungs- 
dichte des vom Aussterben bedrohten Weißstorches. Bedeutende 
Vorkommen von Unken, Kiefernfußkrebsen und anderen Lurch- 
arten. 


23 


Drucksache 10/5384 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Nr. Projekt 

Proj ektbeschreibung 

2.3 Bislicher Insel 

Xanten- Kleve 
Nordrhein-Westfalen 

Träger: 

Kommunalverband Ruhr 

Die Bislicher Insel ist ein Feuchtgebiet von internationaler Bedeu- 
tung. Das Gesamtgebiet umfaßt wertvolle Rast- und Nahrungsbio- 
tope einer Vielzahl gefährdeter Vogelarten (insbesondere Winter- 
gäste). U. a. Überwinterungsgebiet von ca. 20% der westeuropäi- 
schen Saatgans-Gesamtpopulation. 

2.4 Mechtersheimer Tongruben 
Rheinland-Pfalz 

Träger: 

Landkreis Ludwigshafen 

Die Mechtersheimer Tongruben gehören zu einem System unter- 
schiedlicher Feuchtgebiete im Bereich des Oberrheins. Es handelt 
sich um einen Gewässerbiotop dessen Flachwasser- und Uferzo- 
nen im Zusammenhang mit benachbarten Altrheinarmen eine 
Schlüsselrolle für die Erhaltung reicher Fauna und Flora mit 
einer Vielzahl gefährdeter Tier- und Pflanzenarten zukommt. Be- 
sonders erwähnenswert ist ein dauerhaftes Brutvorkommen von 
Purpurreihern. 

2.5 Neustädter 

(Diepholzer) Moor 
Niedersachsen 

Träger: 

Landkreis Diepholz 

Der Ankauf von Randflächen des „Neustädter Moores“ dient der 
Sicherung dieses zentralen Moorkomplexes. Es ist der wertvollste 
küstenferne Hochmoorkomplex in Niedersachsen und Lebens- 
raum von vom Aussterben bedrohten Vogelarten, u. a. größtes dau- 
erhaftes Brutvorkommen von Goldregenpfeifern. Es ist ein 
Feuchtgebiet von internationaler Bedeutung. 

2.6 Westliche Vulkaneifel 
Rheinland-Pfalz 

Träger: Landkreis Daun 

Sicherung und Sanierung von Maaren und Vulkankratern einma- 
liger Ausprägung. Biologischer und geographischer Zustand und 
Formenreichtum sind von besonderer Bedeutung für die Bundes- 
republik Deutschland und Europa. 

2.7 Rhön 

Hohe Rhön/Lange Rhön 
Bayern 

Träger: Landkreis 
„Rhön-Grabfeld“ 
Verwaltungsgemeinschaft 
der Stadt Fladungen und 
der Gemeinde Hausen 

Wegen ihrer landschaftlichen, floristisch-vegetationskundlichen 
und faunistischen Einzigartigkeit (u. a. die größte außeralpine 
Birkwildpopulation in Mitteleuropa) wurde ein großer Teil der 
„Hohen Rhön“ als nationalparkwürdig dargestellt. Die wertvoll- 
sten bzw. die gefährdetsten Gebiete sollen angekauft und unter 
Naturschutz gestellt werden. Außerdem ist der Ankauf von 
Schutzwaldungen (Fichtenbestände) beabsichtigt. Die angekauf- 
ten Fichtenbestände sollen langfristig beseitigt oder in standort- 
gerechte Laubholz-Mischbestände umgewandelt werden, um — 
als Voraussetzung für den Fortbestand einer der größten Birk- 
wildpopulationen Mitteleuropas — genügend Freiräume zu schaf- 
fen und den für die Rhön typischen „Offenlandcharakter“ wieder 
herzustellen. 

2 .8 Alte-Sorge-Schleif e 
Schleswig-Holstein 

Träger: Stiftung 

„Naturschutz 

Schleswig-Holstein“ 

Der Flußlauf der „Alten-Sorge“ mit seinen Mäanderschleifen und 
den angrenzenden feuchten Grünlandbereichen hat außerordent- 
liche Bedeutung für Wiesen- und Rastvögel, den Storchenschutz 
sowie als Lebensraum für den stark gefährdeten Otter. Der Biotop 
besitzt aufgrund seiner typischen Ausprägung hohen Seltenheits- 
wert in der Bundesrepublik Deutschland. 

2.9 „Zinnbachl‘ 

Bayern 

Träger: Stadt Rehau 

Der Zinnbach ist Lebensraum einer der für Mitteleuropa bedeu- 
tendsten Populationen der Flußperlmuschel. Durch biotoplen- 
kende Maßnahmen soll das Fließgewässer so verbessert werden, 
daß die Flußperlmuschelbestände auf Dauer erhalten und ihre 
Fortentwicklung sichergestellt werden können. 

2.10 Borgfelder 

Wümmewiesen 

Hansestadt Bremen 

Träger: Umweltstiftung 
WWF-Deutschland 

Letzte größere, periodisch überflutete Niederungslandschaft mit 
außerordentlicher Bedeutung für Wiesenvögel und als Rastplatz 
für Zugvögel (Zwergschwan, Löffelente und Uferschnepfe). Auch 
aus vegetationskundlicher Sicht interessant. Gefährdet durch In- 
tensivierung der Nutzung, Entwässerung und wasserwirtschaft- 
liche Ausbaumaßnahmen. 
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